
 

 

VerfGH 24/17  

 

THÜRINGER VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

VerfGH 24/17 

Im Namen des Volkes 

URTEIL 

 

In dem abstrakten Normenkontrollverfahren 

 

der Fraktion der Alternative für Deutschland im Thüringer Landtag, 

vertreten durch den Fraktionsvorsitzenden, 

Jürgen-Fuchs-Str. 1, 99096 Erfurt, 

 

 Antragstellerin, 

bevollmächtigt: 

Rechtsanwalt Dr. Uwe Lipinski, 

Bahnhofstr. 55-57, 69115 Heidelberg, 

 

Anhörungsberechtigte: 

 

1. Thüringer Landesregierung, 

Regierungsstr. 73, 99084 Erfurt, 

vertreten durch den Ministerpräsidenten, 

dieser vertreten durch den Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbraucher-

schutz, 

Werner-Seelenbinder-Str. 5, 99096 Erfurt, 

verkündet am 25.09.2018  

gez.: Schätzke 

Angestellte 



 

 

VerfGH 24/17  2 

2. Thüringer Landtag, 

vertreten durch den Präsidenten, 

Jürgen-Fuchs-Str. 1, 99096 Erfurt, 

 

zu 1. bevollmächtigt: 

Prof. Dr. Lothar Michael, 

Kapellenstr. 51, 40670 Meerbusch, 

 

gegen 

Art. 1 Nr. 1 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kommunalwahlgeset-

zes (GVBl. 2015, S. 181) u. a. 

 

wegen Verletzung des Art. 45 Satz 1 ThürVerf u. a. 

hat der Thüringer Verfassungsgerichtshof durch den Vertreter des Präsidenten 

Dr. von der Weiden und die Mitglieder Prof. Dr. Baldus, Prof. Dr. Bayer, Heßelmann, 

Prof. Dr. Ohler, Prof. Dr. Schwan sowie die stellvertretenden Mitglieder Eberhardt, 

Peters und Pollak 

 

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 12. Juni 2018 f ü r  R e c h t  e r k a n n t :  

1. Art. 1 Nr. 1 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kommunal-

wahlgesetzes vom 3. Dezember 2015 (GVBl. S. 181) ist mit der Verfassung des 

Freistaats Thüringen vereinbar. 

2. § 16 Satz 1, § 17 Satz 1 und 2 sowie § 96a der Thüringer Kommunalordnung 

in der Fassung des Thüringer Gesetzes zur direkten Demokratie auf kommuna-

ler Ebene vom 7. Oktober 2016 (GVBl. S. 506) und § 1 Abs. 4, § 2 Abs. 1 und 2, 

§ 7 Abs. 1, § 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1 sowie § 20 Abs. 4 Satz 4 des Thüringer Ge-

setzes über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürger-

entscheid vom 7. Oktober 2016 (GVBl. S. 506) sind mit der Verfassung des 

Freistaats Thüringen vereinbar. 

3. Im Übrigen wird der Antrag zurückgewiesen. 
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G r ü n d e  

A .  

Die Antragstellerin hält die landesgesetzlichen Regelungen zum Minderjährigenwahl-

recht auf kommunaler Ebene, zum Teilnahmerecht von ausländischen Unionsbür-

gern und Minderjährigen bei (kommunalen) Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 

sowie zum Einwohnerantrag für verfassungswidrig. 

I .  

1. Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommunalwahlgesetzes vom 

3. Dezember 2015 (GVBl. S. 181) senkte der Gesetzgeber das Mindestalter für die 

Ausübung des aktiven Wahlrechts bei Kommunalwahlen von 18 auf 16 Jahre. 

Die entscheidungsrelevanten Vorschriften des Thüringer Gesetzes über die Wahlen 

in den Landkreisen und Gemeinden (Thüringer Kommunalwahlgesetz - ThürKWG -) 

lauten wie folgt: 

§ 1 
Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am 
Tag der Wahl 
1. das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
2. nicht nach § 2 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, 
3. seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde ihren Aufenthalt haben; der Aufenthalt in der Ge-

meinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde seit mindestens drei Monaten gemeldet 
ist; ist eine Person in mehreren Gemeinden gemeldet, so ist sie in jener Gemeinde wahlberechtigt, 
in der sie ihre Hauptwohnung im Sinne des Melderechts hat. 

(2) Wahlberechtigt sind nach Maßgabe des Rechts der Europäischen Gemeinschaft ebenfalls Perso-
nen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedsstaates der Europäischen Union besitzen, 
sofern sie die weiteren Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllen. Näheres regelt die Thüringer Kom-
munalwahlordnung. 
(…) 

§ 2 
Ausschluß vom Wahlrecht 

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, 
1. wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt, 
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2. derjenige, für den zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur durch einst-
weilige Anordnung bestellt ist, sofern er nicht durch eine Bescheinigung des Betreuungsgerichts 
nachweist, daß auf seinen Antrag die Bestellung des Betreuers nach § 1896 Abs. 1 Satz 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgt ist; der Ausschluß vom Wahlrecht gilt auch, wenn der Aufgaben-
kreis des Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten 
Angelegenheiten nicht erfaßt, 

3. wer sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 des Strafgesetzbuches in 
einem psychiatrischen Krankenhaus befindet. 

 

§ 16 
Beauftragte für die Wahlvorschläge 

(1) In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. Der Beauftrag-
te und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unter-
zeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftrag-
ter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags 
der Stellvertreter. 
(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Ver-
hinderung sein Stellvertreter berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
(…) 

2. Mit dem Thüringer Gesetz zur direkten Demokratie auf kommunaler Ebene vom 

7. Oktober 2016 (GVBl. S. 506) beschränkte der Gesetzgeber die Thüringer Kom-

munalordnung (ThürKO) auf die wesentlichen Festlegungen zur direkten Demokratie 

(Artikel 2) und fasste das komplette Regelwerk im Thüringer Gesetz über das Verfah-

ren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid (ThürEBBG) zu-

sammen (Artikel 1). 

a) Die entscheidungsrelevanten Vorschriften der Thüringer Kommunalordnung lauten 

wie folgt: 

§ 16 
Einwohnerantrag 

Die Einwohner können beantragen, dass der Gemeinderat über eine gemeindliche Angelegenheit, für 
deren Entscheidung er zuständig ist, berät und entscheidet (Einwohnerantrag). Das Nähere regelt das 
Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 
(ThürEBBG). 
 

§ 17 
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid 

Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde die Durchfüh-
rung eines Bürgerentscheids beantragen (Bürgerbegehren). Nach Zustandekommen des Bürgerbe-
gehrens wird die Angelegenheit den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, sofern der Gemeinderat 
sich das Anliegen nicht zu eigen macht. Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat 
den Bürgern auch eine solche Angelegenheit zur Entscheidung vorlegen (Ratsreferendum). Das Nä-
here regelt das Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bür-
gerentscheid (ThürEBBG). 
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b) Die entscheidungsrelevanten Vorschriften des Thüringer Gesetzes über das Ver-

fahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid lauten wie folgt: 

§ 1 
Anwendungsbereich 

(1) In Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde haben die Bürger das Recht, 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheide sowie Einwohner das Recht, Einwohneranträge zu stellen. 
(…) 
(4) Zulässig sind Einwohneranträge, Bürgerbegehren und Bürgerentscheide, mit denen die Vertreter 
der Gemeinde in Zweckverbänden zu einem Handeln oder Unterlassen in der Verbandsversammlung 
aufgefordert werden. 

§ 2 
Stimmrecht 

(1) Stimmberechtigt ist jeder Bürger, der am Tag der Unterzeichnung des Einwohnerantrags, Bürger-
begehrens oder am Tag des Bürgerentscheids das Wahlrecht nach den §§ 1 und 2 des Thüringer 
Kommunalwahlgesetzes (ThürKWG) besitzt. 
(2) Stimmberechtigt bei Einwohneranträgen sind außerdem Einwohner, die am Tage der Unterzeich-
nung des Antrags seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde ihren Aufenthalt und das 
14. Lebensjahr vollendet haben. 
(…) 

§ 3 
Vertrauensperson, Öffentlichkeit der Sitzung 

des Gemeinderats und Chancengleichheit 
(1) In dem Einwohnerantrag und in dem Antrag auf Zulassung eines Bürgerbegehrens sind als Vertre-
ter der Antragsteller eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson sowie ihre 
Wohnanschriften zu benennen. 
(2) Die Vertrauensperson und in deren Vertretung die stellvertretende Vertrauensperson sind berech-
tigt, verbindliche Erklärungen in den Verfahren zum Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürger-
entscheid abzugeben und berechtigt und verpflichtet, solche Erklärungen entgegenzunehmen. 
(3) Die Vertrauensperson und in deren Vertretung die stellvertretende Vertrauensperson haben ein 
Anwesenheits- und Rederecht in den Sitzungen des Gemeinderates und dessen Ausschüssen, in 
denen der Einwohnerantrag oder das Bürgerbegehren beraten wird. Alle Beratungen von Einwoh-
neranträgen und Bürgerbegehren in den Sitzungen des Gemeinderates und der Ausschüsse sind 
öffentlich. 
(….) 

§ 7 
Gegenstand, Voraussetzungen und Verfahren 

des Einwohnerantrags 
(1) Die Einwohner können beantragen, dass der Gemeinderat über eine gemeindliche Angelegenheit, 
für deren Entscheidung er zuständig ist, berät und entscheidet (Einwohnerantrag). 
(2) Der Einwohnerantrag ist schriftlich an die Gemeinde zu richten. Die Zulässigkeit des Einwohneran-
trags setzt voraus, dass er von mindestens einem vom Hundert der nach § 2 Abs. 2 stimmberechtig-
ten Einwohner, höchstens aber von 300 der stimmberechtigten Einwohner der Gemeinde unterzeich-
net sein muss. 
(3) Über die Zulässigkeit des Einwohnerantrags entscheidet der Gemeinderat. Die Zulässigkeit des 
Einwohnerantrags ist festzustellen, wenn er die Voraussetzungen der §§ 1, 6 und 7 Abs. 1 und 2 er-
füllt. 
(4) Die Entscheidung des Gemeinderats ist der Vertrauensperson des Einwohnerantrags zuzustellen. 
Gegen die Entscheidung des Gemeinderats kann die Vertrauensperson binnen eines Monats Klage 
beim zuständigen Verwaltungsgericht erheben. Das Vorverfahren nach § 68 Abs. 1 der Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) findet nicht statt. 
 

§ 8 
Behandlung im Gemeinderat 

Ist der Einwohnerantrag zulässig, so hat der Gemeinderat innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 
über die beantragte Angelegenheit zu beraten und zu entscheiden. 
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(…) 
 

§ 9 
Einwohneranträge in Ortsteilen und Ortschaften 

(1) In Gemeinden, in denen Ortsteilräte, und in Landgemeinden, in denen Ortschaftsräte gewählt wor-
den sind, kann ein Einwohnerantrag auch an den Ortsteilrat oder den Ortschaftsrat gerichtet werden, 
wenn es sich um eine Angelegenheit des Ortsteils oder eine Angelegenheit der Ortschaft handelt 
(Einwohnerantrag in Ortsteilen und Ortschaften). 
(…) 
 

§ 10 
Einwohneranträge in Landkreisen 

(1) Einwohner eines Landkreises können beantragen, dass der Kreistag über Kreisangelegenheiten, 
für deren Entscheidung er zuständig ist, berät und entscheidet (Einwohnerantrag in Landkreisen). 
(…) 
 

§ 11 
Gegenstand des Bürgerbegehrens 

(1) Die Bürger können über eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde einen 
Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). 
(…) 
 

§ 18 
Gegenstand und Voraussetzungen des Bürgerentscheids 

(1) Beim Bürgerentscheid wird das zu Stande gekommene Bürgerbegehren den Bürgern zur Ent-
scheidung in geheimer Abstimmung vorgelegt. 
(2) Der Bürgerentscheid ist innerhalb von drei Monaten nach der abschließenden Behandlung des 
Bürgerbegehrens durch den Gemeinderat durchzuführen. Der Gemeinderat kann die Frist im Einver-
nehmen mit der Vertrauensperson verlängern. 
(3) Der Gemeinderat kann den Bürgern im Rahmen des Bürgerentscheids zusätzlich zum Vorschlag 
aus der Bürgerschaft zum gleichen thematischen Gegenstand einen Alternativvorschlag mit zur Ab-
stimmung stellen. 
(…) 
(5) Der Gemeinderat kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder beschließen (Ratsbe-
gehren), dass eine für Bürgerbegehren zulässige und in der Zuständigkeit des Gemeinderates liegen-
de Angelegenheit des eigenen gemeindlichen Wirkungskreises den Bürgern zum Bürgerentscheid 
(Ratsreferendum) vorgelegt wird. Ein solches Ratsbegehren findet nicht statt, wenn die in § 1 Abs. 3 
genannten Gründe vorliegen. Zu den gemeindlichen Angelegenheiten gehören auch solche, deren 
Erledigung auf einen Zweckverband übertragen worden sind. Die Bürger können im Weg eines Bür-
gerbegehrens, bei dem das Antragsverfahren nach § 12 entfällt, einen eigenen Vorschlag zum glei-
chen thematischen Gegenstand (Alternativvorschlag) mit zur Abstimmung stellen. Ein Alternativvor-
schlag ist zustande gekommen, wenn ihn mindestens dreieinhalb vom Hundert der stimmberechtigten 
Bürger, höchstens aber 3.500 der stimmberechtigten Bürger unterschrieben haben. Die Sammlungs-
frist beträgt zwei Monate. Die Sammlung muss innerhalb von vier Wochen nach Bekanntmachung des 
Beschlusses des Gemeinderats für ein Ratsreferendum beginnen. Der Beginn der Sammlungsfrist ist 
der Gemeindeverwaltung anzuzeigen. § 14 Abs. 4 und 5 gelten entsprechend. Der Tag der Abstim-
mung für das Ratsreferendum kann erst nach der Entscheidung über das Zustandekommen des an-
gezeigten Bürgerbegehrens festgelegt werden. 
(…) 
(7) Finden an einem Tag mehrere Bürgerentscheide zum gleichen Thema statt oder steht auch ein 
Alternativvorschlag zur Abstimmung, hat der Gemeinderat eine Stichfrage für den Fall zu beschließen, 
dass die gleichzeitig zur Abstimmung gestellten Fragen in einer miteinander nicht zu vereinbarenden 
Weise beantwortet werden (Stichentscheid). Es gilt dann diejenige Entscheidung, für die sich im 
Stichentscheid die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen ausspricht. Bei Stimmengleichheit im 
Stichentscheid gilt der Bürgerentscheid, dessen Frage mit der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich 
beantwortet worden ist. 
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§ 20 
Abstimmung 

(…) 
(4) Die Stimmberechtigten kennzeichnen durch ein Kreuz oder auf andere Weise auf dem Stimmzet-
tel, ob sie die vorgelegte Frage mit „Ja“ oder „Nein“ beantworten wollen. Bei verbundenen Bürgerent-
scheiden hat jeder Stimmberechtigte für jeden Entscheid eine Stimme. Finden mehrere Bürgerent-
scheide an einem Tag statt (verbundene Bürgerentscheide), werden gesonderte Stimmzettel verwen-
det. Eine Stimme ist außer in den in § 21 Nr. 5 genannten Fällen auch ungültig, wenn die Abstim-
mungsfrage bei einem Bürgerentscheid, bei dem auch ein Alternativvorschlag des Gemeinderats zur 
Abstimmung steht, in beiden Fällen mit einem „Ja“ beantwortet wird. 
 

§ 23 
Ergebnis und Wirkungen des Bürgerentscheids 

(…) 
(2) Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Gemeinderatsbeschlusses. 
(…) 

I I .  

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 7. Juni 2018 beantragt: 

Art. 1 Ziff. 1 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kommu-

nalwahlgesetzes (GVBl. Nr. 10 vom 22.12.2015, S. 181) ist mit Art. 95 

i. V. m. Art. 44 I, 45 S. 1 u. 2, 46 II LV sowie ferner mit den Art. 3 II, 19 I 

und 21 LV sowie mit Art. 93 I 2 LV, Art. 91 IV LV und Art. 53 I LV unver-

einbar und nichtig. 

Die §§ 1 I, IV, 2 I, IV, 6 II, 11, 12 - 15, 16 - 17, 20 IV, 25, 26 ThürEBBG 

(GVBl. Nr. 9 vom 07.11.2016 S. 506 ff.) i. V. m. § 1 I Nr. 1 ThürKWG 

i. V. m. § 2 Nr. 1 u. 2 ThürKWG, letzteres zuletzt geändert durch Artikel 2 

des Gesetzes zur Änderung des Thüringer Landeswahlgesetzes und des 

Thüringer Kommunalwahlgesetzes vom 24.04.2017 (GVBl. Nr. 4 vom 

28.04.2017, S. 89), i. V. m. §§ 10 II 3, 17, 93 II 3, 96a ThürKO, letztere zu-

letzt geändert durch Art. 6 des Thüringer Gesetzes zur Anpassung dienst-

rechtlicher Vorschriften (GVBl. Nr. 4 vom 28.04.2017, S. 91, 95), sind mit 

Art. 95 i. V. m. Art. 44 I, 45 S. 1 u. 2, 104 LV unvereinbar, soweit diese 

Vorschriften EU-Ausländern das Eintragungs- sowie Stimmrecht bei kom-

munalen und regionalen Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden sowie 

ferner die Befugnis einräumen, mittels Bürgerbegehrens Vertreter der 
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Gemeinden in Zweckverbänden zu einem Handeln oder Unterlassen in 

der Verbandsversammlung aufzufordern. § 20 IV 4 ThürEBBG ist mit 

Art. 95 S. 1 LV sowie dem Bestimmtheitsgrundsatz des Art. 44 I LV unver-

einbar und nichtig. 

Die §§ 1 I, IV, 2 I, II, IV, letzter HS, 3 I - III, 4, 6 II, IV, V, VI, 7, 8, 9, 10 

ThürEBBG (GVBl. Nr. 9 vom 07.11.2016, S. 506 ff.), letzteres zuletzt ge-

ändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des Thüringer Landes-

wahlgesetzes und des Thüringer Kommunalwahlgesetzes vom 24.04.2017 

(GVBl. Nr. 4 vom 28.04.2017, S. 89), i. V. m. § 1 I Nr. 1 u. 2 ThürKWG 

i. V. m. § 2 Nr. 1 u. 2 ThürKWG, letzteres zuletzt geändert durch Art. 2 des 

Gesetzes zur Änderung des Thüringer Landeswahlgesetzes und des Thü-

ringer Kommunalwahlgesetzes vom 24.04.2017 (GVBl. Nr. 4 vom 

28.04.2017, S. 89), i. V. m. §§ 10 II 3, 16, 93 II 3, III, 96a ThürKO, zuletzt 

geändert durch Art. 6 des Thüringer Gesetzes zur Anpassung dienstrecht-

licher Vorschriften (GVBl. Nr. 4 vom 28.04.2017, S. 91, 95), sind mit dem 

verfassungsrechtlich durch die Art. 95 S. 1, 44 I, 45, 53 LV und Art. 28 I 1, 

2, 20 II, 38 I GG verbürgten freien Mandat der Gemeinde- und Kreisräte, 

ferner mit den Art. 95, 44 I, 45 S. 1, 2, 104 LV (Demokratieprinzip), mit den 

Art. 91 I, II LV und Art. 28 II GG (Selbstverwaltungsrecht) sowie auch mit 

den Art. 3 II, 6 I, 19 I sowie 21 LV unvereinbar und nichtig. 

I I I .  

1. Die Antragstellerin ist zunächst der Auffassung, dass das kommunale Wahlrecht 

für Minderjährige mit der Verfassung des Freistaats Thüringen (ThürVerf) unverein-

bar ist. 

a) Das Wahlrecht für Minderjährige scheitere bereits daran, dass über Art. 95 Satz 1 

ThürVerf und Art. 28 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes (GG) das Aktivstaatsvolk auf 

Landesebene (Art. 46 Abs. 2 ThürVerf) und auf Bundesebene (Art. 38 Abs. 2 GG) 

zwingend identisch sei und sich auf Volljährige beschränke. 
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Zwar könne dem Landesgesetzgeber im Hinblick auf die Ausgestaltung des Wahl-

systems ein gewisser Spielraum zustehen. Jedoch sei es ihm verwehrt, für die kom-

munalen Wahlen ein eigenes, vom Landesstaatsvolk und Bundesstaatsvolk abwei-

chendes Legitimationssubjekt zu bestimmen. 

Bereits im Südweststaatsurteil (BVerfG, Urteil vom 23. Oktober 1951 - 2 BvG 1/51 -, 

BVerfGE 1, 14 ff.) habe das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass zwischen 

dem Volk im politisch-ethnisch-soziologischen Sinne und dem Volk im staatsrechtli-

chen Sinne unterschieden werden müsse. Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG bzw. Art. 45 

Satz 1 ThürVerf bezögen sich wie Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG bzw. Art. 45 Satz 2 

ThürVerf ausschließlich auf das Aktivstaatsvolk, was über Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG 

bzw. Art. 95 Satz 1 ThürVerf auch für die kommunale Ebene verbindlich sei. Im ge-

nannten Urteil setze das Bundesverfassungsgericht das „Gesamtvolk im Bund“ mit 

den Abstimmungsberechtigten in Art. 29 Abs. 4 GG a. F. gleich und damit mit den 

zum Bundestag wahlberechtigten Deutschen, wozu Minderjährige nicht gehörten. Da 

von 16- und 17-Jährigen - unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft - weder auf Bun-

des- noch auf Landesebene irgendeine Staatsgewalt ausgehe oder ausgeübt werde, 

könnten diese auch nicht Teil des Staatsvolkes im Sinne von Art. 20 Abs. 2 Satz 1 

GG bzw. Art. 45 Satz 1 ThürVerf sein. 

Im Maastricht-Urteil (BVerfG, Urteil vom 12. Oktober 1993 - 2 BvR 2134/92 u. a. -, 

BVerfGE 89, 155 ff.) führe das Bundesverfassungsgericht aus, dass Art. 38 Abs. 1 

und 2 GG den wahlberechtigten Deutschen das subjektive Recht gewährleiste, an 

der Wahl der Abgeordneten des Deutschen Bundestages teilzunehmen. Im Wahlakt 

gehe die Staatsgewalt vom Volke aus. Wer vom Wahlakt nach Art. 38 Abs. 2 GG 

ausgeschlossen sei, von dem könne begriffslogisch keine Staatsgewalt ausgehen 

und der könne auch nicht Teil des Volkes im Sinne von Art. 20 Abs. 2 Satz 1 und 2 

GG bzw. Art. 45 Satz 1 und 2 ThürVerf sein. 

In seinem Urteil vom 21. Juni 2016 (2 BvR 2728/13 u. a. -, BVerfGE 142, 123 ff.) füh-

re das Bundesverfassungsgericht aus, dass jede in Deutschland ausgeübte öffentli-

che Gewalt auf die Wählerinnen und Wähler zurückführbar sein müsse. Dies sei 

nichts anderes als eine synonyme Formulierung dafür, dass jede in Deutschland 
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ausgeübte öffentliche Gewalt auf das Aktivstaatsvolk zurückführbar sein müsse. Mit 

„Wählerinnen und Wählern“ könnten nur die wahl- und stimmberechtigten Deutschen 

i. S. v. Art. 38 Abs. 2 GG i. V. m. Art. 116 GG gemeint sein. 

Demgegenüber könnten die Aussagen des Bundesverfassungsgerichts in seinen 

Urteilen vom 31. Oktober 1990 (2 BvF 2/89 u. a. -, BVerfGE 83, 37 ff.; 2 BvF 3/89 -, 

BVerfGE 83, 60 ff.) gerade nicht so verstanden werden, dass allein und ausschließ-

lich die deutsche Staatsbürgerschaft im Sinne von Art. 116 GG bzw. Art. 104 

ThürVerf ausreiche, damit von einer Person Staatsgewalt im Sinne von 

Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG ausgeübt werden könne. 

In seinem Urteil vom 2. Juni 2015 (2 BvE 7/11 -, BVerfGE 139, 194 ff.) habe das 

Bundesverfassungsgericht ausgeführt, dass das „Ausgehen der Staatsgewalt“ vom 

Volk für das Volk wie auch für die Staatsorgane jeweils konkret erfahrbar und prak-

tisch wirksam sein müsse. Dies schließe es aus, dass von den unter 18 Jahre alten 

deutschen Bürgern die Staatsgewalt im Sinne von Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG bzw. 

Art. 45 Satz 1 ThürVerf ausgehe. 

Art. 28 Abs. 1 GG und Art. 95 ThürVerf enthielten keinen Gesetzesvorbehalt. Dem 

Landesgesetzgeber könne zwar ein Beurteilungsspielraum für die Festlegung der 

Dauer der Wahlperiode oder die Details der gerichtlichen Überprüfung einer Kom-

munalwahl zustehen. Aus Art. 28 Abs. 1 GG und Art. 95 ThürVerf lasse sich jedoch 

keine Befugnis des Gesetzgebers herleiten, in Abweichung von der verfassungs-

rechtlich klar vorgegebenen Aktivbürgerschaft auf Bundes- und Landesebene ein 

eigenes kommunales und regionales Aktivstaatsvolk zu „gestalten“. 

b) Außerdem werde ein etwaiger landesgesetzgeberischer Ermessensspielraum 

überschritten. 

aa) Minderjährige mit geistigen Behinderungen dürften an kommunalen Wahlen und 

Abstimmungen teilnehmen, während das Wahlrecht für unter Betreuung stehende 

volljährige Personen ausgeschlossen sei. Dies stelle eine ungerechtfertigte Un-

gleichbehandlung zweier Wählergruppen dar. 
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bb) Es liege ein Widerspruch zu § 6 Abs. 1 und 2 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) 

vor. Ein 16 Jahre alter Neuwähler habe keinen Verlust seines Wahl- oder Stimm-

rechts zu befürchten. Ein 18 Jahre alter Wähler müsse hingegen bei Begehung einer 

Straftat mit Nebenfolgen nach § 45 des Strafgesetzbuchs (StGB) rechnen. 

Der Bundesgesetzgeber habe mit den § 45, § 92a, § 101, § 102, § 108c, § 108e, 

§ 109i StGB i. V. m. § 6 JGG wie auch mit den §§ 1896 ff. des Bürgerlichen Gesetz-

buchs (BGB) ersichtlich abschließende Regelungen getroffen. Somit fehle dem Lan-

desgesetzgeber für die Wahlaltersabsenkung die Gesetzgebungskompetenz. 

cc) Dem Gesetzentwurf vom 10. Juni 2015 (LTDrucks 6/685) lasse sich entnehmen, 

dass Landesregierung und Parlamentsmehrheit beabsichtigt hätten, Jugendliche so 

früh wie möglich an den demokratischen Meinungsbildungs- und Entscheidungspro-

zess teilhaben zu lassen. Es fehle jedoch am erforderlichen Nachweis der Wahlmün-

digkeit von Jugendlichen durch seriöse wissenschaftliche Studien. Die Jugendlichen 

informierten sich im Durchschnitt keineswegs im ähnlichen Umfang wie ein durch-

schnittlicher Volljähriger. Eine reine „Bauchgefühlsentscheidung“, fast immer durch 

die Eltern beeinflusst, sei der Regelfall. Dies widerspreche dem Demokratiebegriff. 

Da es sich um einen Verfassungswert allerhöchsten Ranges handele, seien aus ver-

fassungsrechtlicher Perspektive hohe Anforderungen an das Wissen, die Verstan-

desreife, die Objektivität und das politische Interesse der Wähler und Abstimmenden 

zu stellen. 

Lebenserfahrung, politisches und juristisches Fachwissen sowie Verantwortungsbe-

wusstsein gegenüber der Allgemeinheit eines durchschnittlichen 16 Jahre alten Wäh-

lers seien nicht ansatzweise im genügenden Maße gegeben, um die auch vom Bun-

desverwaltungsgericht betonte Verschränkung der kommunalen Aufgabenkreise mit 

der Landes-, Bundes- und Europapolitik solide bewerten zu können. Wahlen dienten 

immer auch maßgeblich der Kontrolle der gesamten Wahlperiode. Die Annahme, 

dass ein 16 Jahre alter Wähler bei seiner ersten Bürgermeisterwahl auch über die 

Politik des Amtsinhabers zu Beginn von dessen Amtszeit abstimmen könne, sei le-

bensfremd und beachte nicht das verfassungsrechtliche Gebot der kontinuierlichen 

Auseinandersetzung der Bürger mit den politischen Entwicklungen. 
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dd) Der Gesetzgeber verstoße gegen den landes- und bundesverfassungsrechtlich 

gewährleisteten Minderjährigenschutz und gegen das landes- und bundesverfas-

sungsrechtlich sowie durch einfaches Bundesrecht geschützte Aufenthaltsbestim-

mungsrecht der Eltern über ihre jugendlichen Kinder. Da dem unmündigen Jugendli-

chen kein eigenes Aufenthaltsbestimmungsrecht zustehe, sondern nur dessen El-

tern, sei der Grundsatz der Wahl- und Abstimmungsfreiheit verletzt. Es sei auch nicht 

mehr von einem etwaigen engen Ermessensspielraum des Landesgesetzgebers ge-

deckt, den Eltern zu vertrauen, dass diese ihren Kindern stets den Zugang zum 

Wahl- oder Abstimmungslokal, zu Informationsveranstaltungen, Gemeinderatssit-

zungen, Gerichtsverhandlungen etc. gewähren würden. Auch hierzu fehle es an ent-

sprechenden Untersuchungen, die eine solche Annahme vertretbar erscheinen lie-

ßen. 

Zugleich werde das Aufenthaltsbestimmungsrecht der Eltern verletzt, da die Eltern 

ihren Kindern die Teilnahme an Wahlveranstaltungen und Wahlen gewähren müss-

ten. 

c) Art. 93 Abs. 1 ThürVerf sei verletzt, da die mit der Einführung des Minderjährigen-

wahlrechts den Gemeinden und Landkreisen durch die Erstellung zusätzlicher Wahl-

unterlagen entstehenden Mehrkosten nicht ausgeglichen worden seien. 

2. Die Antragstellerin ist ferner der Auffassung, dass das Teilnahmerecht von aus-

ländischen Unionsbürgern und Minderjährigen bei Bürgerbegehren und Bürgerent-

scheiden mit Art. 95 i. V. m. Art. 44 Abs. 1, Art. 45 Satz 1 und 2 und Art. 104 

ThürVerf unvereinbar sei. 

a) Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG gewähre den EU-Ausländern mit Wohnsitz in Thüringen 

das Recht, die Gemeinderäte, Bürgermeister und Kreistage mit zu wählen, lasse je-

doch darüber hinaus keinen landesrechtlichen Spielraum. Für kommunale Bürgerbe-

gehren und Bürgerentscheide sehe weder Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG noch die EU-

Grundrechtecharta noch die Richtlinie 94/80/EG oder Art. 22 Abs. 1 des Vertrages 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) ein Teilnahmerecht für EU-

Ausländer vor. 
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Art. 40 der Grundrechtecharta der Europäischen Union gewährleiste den EU-

Ausländern nur das Recht, an den Kommunalwahlen unter denselben Bedingungen 

wie die Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaates teilzunehmen. Ein Recht der 

EU-Ausländer, auch an Bürgerentscheiden teilzunehmen, gebe der Wortlaut ebenso 

wenig her wie die Entstehungsgeschichte der EU-Grundrechtecharta. 

Auch die Richtlinie 94/80/EG beziehe sich nur auf Kommunalwahlen. Die Richtlinie 

spreche durchgehend vom aktiven und passiven Wahlrecht auf kommunaler Ebene. 

Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG sei nach seinem Wortlaut ebenfalls eindeutig. Es sei daher 

nicht zulässig, den Begriff der Sachabstimmungen in den Begriff der „Wahlen in Krei-

sen und Gemeinden“ hineinzuinterpretieren. Wahlen und Abstimmungen bzw. Wah-

len und Volksbegehren sowie Volksentscheide seien vielmehr grundsätzlich unter-

schiedliche demokratische Legitimationsformen. Deshalb stehe nur volljährigen 

Deutschen ein Stimmrecht zu. 

Zum Zeitpunkt der Verfassungsberatungen im Freistaat Thüringen sei das Institut 

des Bürgerbegehrens bekannt gewesen. Daher könne nicht argumentiert werden, 

dass der Verfassungsgeber im Rahmen des Art. 95 ThürVerf eine etwaig gewollte 

Öffnung für Bürgerbegehren und Bürgerentscheide über die europarechtlichen Vor-

gaben hinaus lediglich übersehen habe. 

In seinem Urteil vom 7. September 2009 (HVerfG 03/08) habe das Hamburgische 

Verfassungsgericht Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG zu Recht im Lichte der europarechtli-

chen Vorgaben ausgelegt und dessen Überlagerung durch das europäische Ge-

meinschaftsrecht betont. Die Beschränkung der Ausübung von Staatsgewalt mittels 

Bürgerbegehren und Bürgerentscheide auf Deutsche führe nicht zu einer Kollision 

mit dem Gemeinschaftsrecht. 

In seinem Urteil vom 31. Januar 2014 (St 1/13) habe der Staatsgerichtshof der 

Freien Hansestadt Bremen ausgeführt, dass Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG eine eng aus-

zulegende Ausnahmevorschrift sowie ein integrationsbedingter Zurechnungstatbe-

stand eigener Art sei. Das kommunale Wahlrecht habe für das Volk in den Gemein-
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den und Kreisen in dem sich aus dem Unionsrecht ergebenden Umfang erweitert 

werden sollen. Weitere Rechtsfolgen begründe diese Verfassungsnorm nicht. Sie 

bezwecke lediglich die Öffnung der bundesdeutschen Verfassungsordnung für die 

unionsrechtlich verankerten Rechtspositionen der Angehörigen der EU-

Mitgliedstaaten, wozu Bürgerbegehren und Bürgerentscheide jedoch gerade nicht 

gehörten. 

Soweit der Bayerische Verfassungsgerichtshof in seiner Entscheidung vom 12. Juni 

2013 (Vf. 11-VII-11-, VerfGHE BY 66, 70 ff.) Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG geprüft habe, 

habe er sich vor einer Entscheidung „gedrückt“. Er habe lediglich einen Meinungs-

streit wiedergegeben. Seine Ausführungen zum Volksgesetzgebungsverfahren, wo-

nach die Art. 7 Abs. 2, Art. 12 Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Bayern der Teil-

nahme ausländischer Unionsbürger an kommunalen Abstimmungen nicht entgegen-

stünden, seien unzutreffend und ließen sich auch nicht auf den Freistaat Thüringen 

übertragen. 

Das Teilnahmerecht von EU-Ausländern an Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 

verstoße gegen Art. 46 Abs. 1 und 2 i. V. m. Art. 83 Abs. 1 und 2 ThürVerf. 

Aus dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 31. März 2016 

(2 BvR 1576/13) folge nicht, dass Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG so zu lesen sei, dass die 

Länder verpflichtet wären, ihre kommunalen Sachabstimmungen (und auch das pas-

sive Wahlrecht für Bürgermeister und Landräte) für EU-Ausländer zu öffnen. Viel-

mehr lasse das Bundesverfassungsgericht eine Sympathie für eine restriktive Ausle-

gung erkennen. 

Die Einräumung des Rechts an Jugendliche, Bürgerbegehren und Einwohneranträge 

selbständig als Vertrauensperson zu initiieren, gehe mit enormen juristischen, wirt-

schaftlichen, zeitlichen und finanziellen Verpflichtungen einher. So müsse beispiels-

weise der Minderjährige gegen einen etwaigen Ablehnungsbescheid, der ihm per-

sönlich nicht zugestellt werden dürfe, selbst Klage einreichen und den Prozess füh-

ren. 
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b) Nach § 1 Abs. 4 ThürEBBG dienten Bürgerbegehren und Einwohneranträge auch 

dazu, Vertreter der Gemeinde in Zweckverbänden zu einem Handeln oder Unterlas-

sen in der Verbandsversammlung aufzufordern. Bürgerbegehren und Einwohneran-

träge überschritten daher die rein kommunale Ebene, da Zweckverbände über einen 

überkommunalen Wirkungskreis verfügten und deshalb nicht unter 

Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG fielen. 

c) § 20 Abs. 4 Satz 4 ThürEBBG sei mit Art. 95 Satz 1 ThürVerf unvereinbar. Es sei 

möglich, dass sich die Befürworter einer Veränderung „aufspalten“. Das führe dazu, 

dass selbst eine breite Mehrheit, die auf jeden Fall den jeweiligen Ist-Zustand ableh-

ne und eine Veränderung des bestehenden Zustandes wolle, sich nicht durchsetzen 

könne. Hierdurch seien der Grundsatz der Freiheit der Abstimmung und der Grund-

satz der Abstimmungsgleichheit sowie der im Grundsatz der Abstimmungsgleichheit 

wurzelnde Grundsatz der Chancengleichheit verletzt. 

3. Schließlich trägt die Antragstellerin vor, dass die Einwohnerantragsregelung gegen 

die verfassungsrechtlich verbürgte Freiheit des Mandats der Gemeinderats- und 

Kreistagsmitglieder, gegen das Demokratieprinzip sowie gegen die kommunale 

Selbstverwaltungsgarantie verstoße. 

a) Die Einwohnerantragsregelungen verstießen gegen die verfassungsrechtlich ver-

bürgte Mandatsfreiheit der Gemeinderats- und Kreistagsmitglieder sowie der Vertre-

ter in den Zweckverbänden. 

Das freie Mandat sei nicht nur für Bundestagsabgeordnete und für Landtagsabge-

ordnete verfassungsrechtlich verbürgt, sondern auch für kommunale Vertreter des 

Volkes. 

Der Mandatsfreiheit widerspreche insbesondere auch das imperative Mandat, das 

die Erteilung von Weisungen gegenüber den Gewählten beinhalte. Unzulässig seien 

auch faktische, insbesondere politische Pressionen, die in ihrer Wirkung einer recht-

lichen Einflussnahme gleichkämen. 
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Mittels Einwohnerantrags könnten die Vertreter der Gemeinde in Zweckverbänden zu 

einem Handeln oder Unterlassen in der Verbandsversammlung aufgefordert werden. 

Vor allem aber könnten Gemeinde- und Kreistage mittels Einwohnerantrags ge-

zwungen werden, über eine gemeindliche Angelegenheit zu beraten und zu ent-

scheiden. Den Gemeinde- und Kreisräten werde damit das von ihrem freien Mandat 

verfassungsrechtlich gewährleistete Recht, die Tagesordnung ihres Vertretungsgre-

miums zu bestimmen, genommen und mittels Einwohnerantrags auch in die Hand 

von 14 Jahre alten deutschen und ausländischen Minderjährigen gelegt. 

b) Die Einwohnerantragsregelungen verstießen auch gegen das Demokratieprinzip. 

aa) Durch § 1 Abs. 4 ThürEBBG werde ein faktisches Weisungsrecht, unter anderem 

zu Gunsten von Minderjährigen und Drittstaatsangehörigen, gegenüber den Vertre-

tern der Gemeinde in den Zweckverbänden geschaffen. 

bb) Das Rechtsinstitut des Einwohnerantrags sei vergleichbar mit den Volksbefra-

gungsgesetzen der Länder Hamburg und Bremen, die das Bundesverfassungsge-

richt mit Urteil vom 30. Juli 1958 (2 BvF 3/58 u. a. -, BVerfGE 8, 104 ff.) für nichtig 

erklärt habe. Das Bundesverfassungsgericht habe die vorgesehenen Volksbefragun-

gen nicht als gesellschaftlich-politisches Ereignis, sondern - trotz deren rechtlicher 

Unverbindlichkeit für die Adressaten der Volksbefragung - als Akt der Bildung des 

Staatswillens im Sinne von Art. 20 Abs. 2 GG eingestuft. 

Es spiele auch keine Rolle, ob man annehme, dass das Einwohnerantragsverfahren 

unmittelbar nach außen wirke oder dass um die rechtliche Zulässigkeit eines Ein-

wohnerantrags nur behördenintern gestritten werde. Denn als Ausübung von Staats-

gewalt, die demokratischer Legitimation bedürfe, stelle sich jedenfalls alles amtliche 

Handeln mit Entscheidungscharakter dar. Es komme nicht darauf an, ob es unmittel-

bar nach außen wirke oder nur behördenintern die Voraussetzungen für die Wahr-

nehmung der Amtsaufgaben schaffe. Amtliche Entscheidungen bedürften stets de-

mokratischer Legitimation. Die Festlegung der Tagesordnung der Vertretungskörper-

schaft sei rechtlich verbindlich und deshalb ein Handeln mit Entscheidungscharakter. 
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c) Sämtliche Staatsgewalt habe vom deutschen (Aktiv-)Volk auszugehen, denn das 

Grundgesetz sehe die Teilnahme von EU-Ausländern lediglich bei Gemeinde- und 

Kreistagswahlen vor. Entgegen dieser Vorgabe seien für einen Einwohnerantrag 

nicht nur Unionsbürger, sondern auch Drittstaatsangehörige teilnahmeberechtigt. 

d) Am allerwenigsten seien die 14 Jahre alten deutschen und ausländischen Kinder 

und Jugendlichen in der Lage, einen Einwohnerantrag selbst zu initiieren und dessen 

juristische Zulässigkeit vor den Verwaltungsgerichten zu erstreiten (§ 7 Abs. 4 

ThürEBBG). Minderjährige Initiatoren eines Einwohnerantrags seien zudem auch 

nicht in der Lage, die in § 3 Abs. 2 und 3 ThürEBBG vorgesehenen Aufgaben und 

Verpflichtungen zu erfüllen. Vielmehr bewirke das in Art. 6 und Art. 19 ThürVerf ent-

haltene allgemeine Persönlichkeitsrecht der Kinder und Jugendlichen sowie das 

Recht auf eine gesunde geistige Entwicklung ihren Schutz vor einer Teilnahme an 

einer öffentlichen Gemeinderatssitzung und der Einleitung von gerichtlichen Verfah-

ren, für die den 14-Jährigen kraft Bundesrechts die Prozessfähigkeit fehle. Darüber 

hinaus sei das Elternrecht verletzt. 

e) Die Einwohnerantragsregelungen verstießen gegen das durch Art. 91 Abs. 1 

und 2 ThürVerf sowie Art. 28 Abs. 2 GG garantierte Selbstverwaltungsrecht der Ge-

meinden und Landkreise. 

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof habe am 29. August 1997 (Vf. 8-VII-96 u. a., 

VerfGHE BY 50, 181 ff.) zutreffend entschieden, dass der Gesetzgeber bei Regelun-

gen über Bürgerbegehren und Bürgerentscheide das kommunale Selbstverwaltungs-

recht nicht im Kern einschränken dürfe. Zum Selbstverwaltungsrecht gehöre auch, 

dass die verfassungsmäßigen Organe der Gemeinde und des Landkreises funktions-

fähig, insbesondere eigenständig und selbstverantwortlich entscheidungsfähig sein 

müssten. Demgegenüber sei das Quorum für Einwohneranträge in Höhe von 300 

bzw. 1.000 Unterschriften ein Pseudohindernis. Jede noch so kleine Splittergruppe 

könne diese Schwelle innerhalb weniger Tage erreichen und ggf. durch wiederholte 

Einwohneranträge die Tagesordnungen der kommunalen Vertretungskörperschaften 

lahmlegen. Durch die niedrigen Quoren bei Bürgerbegehren stünden den Bürgern 

bereits ausreichende Möglichkeiten zur Verfügung, um Themen in der Vertretungs-
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körperschaft notfalls auch gegen den Willen der dortigen Mehrheit auf die Tagesord-

nung zu bringen. 

I V .  

Die Anhörungsberechtigte zu 1., die Thüringer Landesregierung, hält die Anträge 

jedenfalls für unbegründet: 

1. Die Absenkung des Wahlalters sei verfassungsgemäß. 

a) Ein Wahlmindestalter von 16 Jahren im Bereich des Kommunalwahlrechts ent-

spreche den Regelungen in den meisten Bundesländern. Die Absenkung des Wahl-

alters werde auch in der rechtswissenschaftlichen Literatur für verfassungsrechtlich 

unproblematisch gehalten. Art. 38 Abs. 2 GG beziehe sich ausschließlich auf Bun-

destagswahlen. Das Verfassungsrecht lasse dem Gesetzgeber Spielräume, inner-

halb derer er sich auch bewege. Es handele sich im Übrigen um eine politische Ent-

scheidung. 

b) Art. 46 Abs. 2 ThürVerf bzw. Art. 38 Abs. 2 GG regelten ausschließlich das Min-

destalter für die Landtags- und Bundestagswahlen sowie für Abstimmungen nach 

Art. 82 Abs. 6 ThürVerf. Würde es sich um Grundsatznormen für das gesamte Wahl-

recht und damit auch für die kommunale Ebene handeln, dann hätte es der Regelun-

gen zu den Wahlrechtsgrundsätzen in Art. 95 Satz 1 ThürVerf bzw. 

Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG nicht bedurft. 

c) Das Demokratieprinzip lasse sich als organisatorische Konsequenz der Men-

schenwürde verstehen. Dass die Staatsgewalt vom Volk ausgehe, mache das Volk 

zum Subjekt. Diese demokratische Subjektqualität spiegele sich im Wahlrecht des 

Einzelnen wider. Je höher das Mindestwahlalter angesetzt werde, desto mehr stelle 

sich die Frage, ob eine solche Beschränkung des Wahlrechts mit dem Demokratie-
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prinzip, mit der Menschenwürde sowie mit den Grundsätzen der Gleichheit und All-

gemeinheit der Wahl vereinbar sei. 

d) Das Homogenitätsgebot des Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG und insbesondere auch die 

Wahlgrundsätze des Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG geböten es nicht, das Wahlalter in al-

len Bundesländern und auf allen Ebenen gleich auszugestalten. Denn auch 

Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG gebiete nicht Uniformität bei der Ausgestaltung aller Wahl-

rechtsregelungen, sondern lediglich die Beachtung der Wahlrechtsgrundsätze als 

solche. 

e) Die Absenkung des Wahlalters mildere Begrenzungen des Grundsatzes der All-

gemeinheit der Wahl ab. Sie sei kein Eingriff in verfassungsrechtliche Rechte und 

Prinzipien und damit nicht rechtfertigungsbedürftig. Dazu stehe nicht im Widerspruch, 

dass eine solche Ausgestaltung des Grundsatzes nicht beliebig möglich sei. Da eine 

individualisierende Prüfung der Wahlmündigkeit im Einzelfall nicht in Betracht kom-

me, sei der Gesetzgeber nicht nur berechtigt, sondern verpflichtet, eine generalisie-

rende Grenze zu ziehen. Er sei lediglich gehalten, die hinreichende Einsichtsfähigkeit 

in nachvollziehbarer Weise zu Grunde zu legen. Dass Minderjährige ein kommunal-

politisches Interesse zeigten und zahlreich von ihrem Wahlrecht Gebrauch machten, 

sei hingegen kein verfassungsrechtliches Erfordernis. 

f) Der Vorrang des Bundesrechts vor dem Landesrecht greife nur, soweit das Bun-

desrecht überhaupt etwas regle, das sich mit dem Regelungsbereich eines Landes-

gesetzes überschneide. Das sei hier gerade nicht der Fall, da sich Art. 38 Abs. 2 GG 

nicht zum landesgesetzlichen Recht der Kommunalwahlen verhalte und deshalb 

auch nicht mit dessen Inhalt kollidieren könne. 

g) Nach dem System des Grundgesetzes sei eine gesonderte Regelung der Gesetz-

gebungskompetenzen der Länder entbehrlich. Diese ergebe sich aus Art. 30, 70 GG 

bzw. im Umkehrschluss daraus, dass solche Landeskompetenzen nicht durch Ge-

setzgebungskompetenzen des Bundes gesperrt seien und dass die einschlägige 

Frage nicht materiell verfassungsunmittelbar geregelt sei. Das Wahlrecht sei nach 

geltendem Bundes- wie Landesverfassungsrecht in hohem Maße konkretisierungs-



 

 

VerfGH 24/17  20 

bedürftig und ausgestaltungsfähig. Art. 28 Abs. 1 GG enthalte keinen Gesetzesvor-

behalt, weil er die Verfassungsautonomie der Länder voraussetze und deren Kompe-

tenzen nicht begründe, sondern begrenze. Auch das Wahlrecht sei auf der Grundla-

ge des Art. 95 ThürVerf weiter konkretisierungsbedürftig. 

h) Es gebe kein optimiertes, einheitliches Wahlrecht für alle Länder bzw. für alle 

Ebenen des Staatsaufbaus. Der Landesgesetzgeber könne beispielsweise beim 

Mindestwahlalter zwischen Parlamentswahlen und Kommunalwahlen differenzieren. 

Der Föderalismus eröffne auch die Möglichkeit, Regelungen, die sich in anderen 

Bundesländern bewährt hätten, zu rezipieren. Gerade im Bereich der Organisation 

der kommunalen Selbstverwaltung hätten die Landesgesetzgeber erhebliche Rege-

lungsspielräume. Sie seien darin lediglich durch das in Art. 28 Abs. 1 GG geregelte 

Homogenitätsgebot eingeschränkt. 

i) Vom Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers sei jedenfalls eine moderate Absen-

kung des Wahlalters auf die Vollendung des 16. Lebensjahres erfasst. Dies sei im 

Ländervergleich auch keine neuartige Regelung mit experimentellem Charakter. Die 

Mehrheit der Länder habe das Kommunalwahlrecht auf die Vollendung des 

16. Lebensjahres abgesenkt. Es zeichne sich insoweit ein Trend, wenn nicht bereits 

ein neuer Standard ab. Solche Standards könnten ihrerseits verfassungsrechtliche 

Qualität annehmen. 

j) Weil Wahlen für den demokratischen Prozess von zentraler Bedeutung seien, be-

dürfe es guter und spezifischer Gründe, Minderjährige auszuschließen. Die Be-

schränkung der Geschäftsfähigkeit schütze Minderjährige davor, individuelle rechtli-

che Verpflichtungen einzugehen. Beim Wahlrecht gehe es aber darum, ihnen das 

Recht einzuräumen, an der Legitimation der Hoheitsgewalt mitzuwirken. Unzumutba-

re, die Interessen Minderjähriger oder das elterliche Erziehungsrecht in verfas-

sungswidriger Weise beeinträchtigende Verpflichtungen Minderjähriger entstünden 

dadurch nicht. 

k) Der Landesgesetzgeber habe in rational nachvollziehbarer Weise die Altersgrenze 

lediglich um zwei Jahre abgesenkt. Ausweislich der Plenar- und Ausschussprotokolle 
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habe sich der Gesetzgeber mit der Frage der Reife von Jugendlichen ab 16 Jahren 

für Kommunalwahlen auseinandergesetzt. In der kontroversen Diskussion seien zur 

Abstützung der politischen Argumente amtliche Statistiken im Ländervergleich und 

wissenschaftliche Studien herangezogen worden. Damit genüge der Gesetzgeber 

den Anforderungen der Rechtsprechung an die Begründung und Begrenzung einer 

Absenkung des Wahlalters. Für eine verfassungsgemäße Ausübung des bestehen-

den Einschätzungsspielraums reiche es aus, wenn sich der Gesetzgeber auf nach-

vollziehbare fachliche Erwägungen stützen könne. Dadurch, dass der Gesetzgeber in 

Thüringen Stellungnahmen aus anderen Ländern abgefragt und ausgewertet habe, 

könne er die Plausibilität seiner Erwägungen auch auf die dortigen Erfahrungen stüt-

zen. Die Entscheidungsfindung sei umso nachvollziehbarer, als in mehreren anderen 

Ländern auch Expertenanhörungen zur Frage der hinreichenden Reife 16-Jähriger in 

den Gesetzgebungsprozess eingeflossen seien. 

l) Der Umstand, dass geisteskranke Erwachsene im Falle ihrer Betreuung von der 

Wahl ausgeschlossen würden, geisteskranke Minderjährige hingegen nicht, verstoße 

nicht gegen den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Gleichheit der Wahl nach 

Art. 95 Satz 1 ThürVerf bzw. nach Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG. 

Die Ratio dieser Ungleichbehandlung sei plausibel und legitim. Ausgangspunkt der 

Überlegungen sei, dass jeder Ausschluss vom Wahlrecht einerseits rechtfertigungs-

bedürftig und andererseits strikt formal zu handhaben sei. Das Demokratieprinzip mit 

den Grundsätzen der Allgemeinheit und der Gleichheit der Wahl sei auf eine quanti-

tative Verbreiterung der Legitimationsbasis angelegt und nicht auf eine qualitative 

Optimierung maximaler Urteilsfähigkeit der an der demokratischen Entscheidung Be-

teiligten. Es gebe auch keine legitimen Instrumente, um Stimmabgaben zu verhin-

dern, die nicht ernsthaft bzw. aus irrationalen Motiven erfolgten. Die Demokratie lebe 

davon, dass es genug Menschen gebe, die ihr Wahlrecht verantwortungsvoll wahr-

nähmen. Unabhängig davon, ob Geisteskranke überhaupt von ihrem Wahlrecht Ge-

brauch machen würden und in der Lage seien, eine gültige Stimme abzugeben, sei 

es jedenfalls fernliegend, dass der Gesetzgeber ein eigenes Verfahren regele, um 

dies auszuschließen. 
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Fernliegend sei die Annahme, das bundesrechtliche Betreuungsrecht - ebenso wie 

Vorschriften über die Strafbarkeit von Wahlfälschungen - beschränke den Landesge-

setzgeber in der Ausgestaltung des Kommunalwahlrechts, einer seiner Kernkompe-

tenzen. Vielmehr sei zu konstatieren, dass in einem föderalistischen System eine 

umfassende Konsistenz der Rechtsordnung nicht erreicht werden könne und dass 

die verfassungsrechtlichen Gleichheitssätze bundesstaatlich bedingten Ungleichhei-

ten nicht entgegenstünden. 

2. Das Teilnahmerecht von Minderjährigen und von EU-Ausländern an Bürgerbegeh-

ren und Bürgerentscheiden sei ebenfalls verfassungsgemäß. 

Soweit ersichtlich, werde in allen Ländern, die Bürgerbegehren und Bürgerentschei-

de auf kommunaler Ebene vorsähen, bestimmt, dass daran die bei Kommunalwahlen 

stimmberechtigten Bürger und damit auch die EU-Ausländer teilnehmen dürften. 

Nach herrschender Auffassung begegne es keinen verfassungsrechtlichen Beden-

ken, wenn die Länder den ausländischen Bürgern der Europäischen Union neben 

dem Wahlrecht das Recht zur Teilnahme an kommunalen Bürgerbegehren und Bür-

gerentscheiden einräumten. Das Recht der EU-Bürger auf demokratische Partizipati-

on müsse unabhängig davon gelten, wie die Länder die demokratische Teilhabe an 

der kommunalen Selbstverwaltung ausgestalteten. 

3. Schließlich sei auch das Institut des Einwohnerantrags verfassungsgemäß. 

Dass bereits Einwohnern ab Vollendung des 14. Lebensjahres die Möglichkeit eröff-

net werde, sich an einem Einwohnerantrag zu beteiligen, entspreche der Rechtslage 

in sechs Bundesländern. In fünf Ländern werde diese Möglichkeit den Einwohnern 

ab Vollendung des 16. Lebensjahres eröffnet. Beim Einwohnerantrag gehe es weder 

um Wahlen noch um Sachentscheidungen, sondern lediglich darum, Themen auf die 

Tagesordnung der gewählten Gemeinderäte zu bringen. Mangels Entscheidungscha-

rakters werde keine Herrschaft ausgeübt. Die Entscheidungskompetenz bleibe beim 

Gemeinderat. 
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V. 

Der Anhörungsberechtigte zu 2., der Thüringer Landtag, hat von einer Stellungnah-

me abgesehen. 

B .  

Der Verfassungsgerichtshof ist trotz der im Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung 

noch nicht erfolgten Wahl eines Nachfolgers für Prof. Dr. Aschke als Präsident des 

Verfassungsgerichtshofs ordnungsgemäß besetzt; inzwischen, am 21. Juni 2018 und 

damit drei Monate nach dem Ausscheiden von Prof. Dr. Aschke aus dem Verfas-

sungsgerichtshof, ist die Nachwahl erfolgt (vgl. zu dieser Frage u. a. ThürVerfGH, 

Beschluss vom 11. April 2018 - 11/18  -, S. 3 des amtlichen Umdrucks). 

C .  

Der Antrag ist zulässig, aber unbegründet. 

I. 

Nach Art. 80 Abs. 1 Nr. 4 ThürVerf, § 42 Nr. 1 ThürVerfGHG prüft der Verfassungs-

gerichtshof im Rahmen der abstrakten Normenkontrolle die Vereinbarkeit von Lan-

desrecht mit der Thüringer Verfassung und damit grundsätzlich weder mit dem 

Grundgesetz noch mit einfachem Bundesrecht. 

1. Allerdings lässt sich die Gesetzgebungszuständigkeit des Landes nur mit Blick auf 

die durch das Grundgesetz bewirkte bundesstaatliche Kompetenzteilung beurteilen. 

Der Verfassungsgerichtshof greift daher bei der Prüfung der Gesetzgebungszustän-

digkeit mittelbar auf die Kompetenznormen des Grundgesetzes zurück (ThürVerfGH, 

Beschluss vom 7. Dezember 2016 - 28/12 -, juris Rn. 76 m. w. N.). 
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2. Prüfungsmaßstab des Verfassungsgerichtshofs kann zusätzlich sogenanntes hin-

einwirkendes Bundesverfassungsrecht sein, das als ungeschriebener Bestandteil 

des Landesverfassungsrechts gilt (vgl. BVerfG, Urteil vom 13. Februar 

2008 - 2 BvK 1/07 -, BVerfGE 120, 82 [101] = juris Rn. 94; Beschluss vom 7. Mai 

2001 - 2 BvK 1/00 -, BVerfGE 103, 332 [351 f.] = juris Rn. 67 ff.), wie es etwa für 

Art. 21 Abs. 1 GG anerkannt ist (vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 18. Juli 2006 - 8/05 -, 

LVerfGE 17, 511 [515] = juris Rn. 23). 

3. Soweit die Landesverfassung die Vorgaben der Homogenitätsklausel des 

Art. 28 Abs. 1 GG inkorporiert, bilden auch die darin enthaltenen Verfassungsgebote 

einen vom Verfassungsgerichtshof zu beachtenden Prüfungsmaßstab (so für einen 

Fall der Verfassungsänderung VerfGH NRW, Urteil vom 21. November 

2017 - 16/16 -, juris Rn. 55, 57 f.; demgegenüber offengelassen durch ThürVerfGH, 

Urteil vom 2. November 2011 - 13/10 -, LVerfGE 22, 547 [569] = juris Rn. 124). Zwar 

handelt es sich bei Art. 28 Abs. 1 GG um eine bundesverfassungsrechtliche Ver-

pflichtung, die für die Länder, aber nicht in den Ländern gilt. Die Thüringer Verfas-

sung lässt indes eine Auslegung zu, die dem Homogenitätsgebot des Grundgesetzes 

in konsistenter Weise Rechnung trägt. Dies erfolgt für die Anforderungen des Art. 28 

Abs. 1 Satz 1 GG über die Auslegung von Art. 44 Abs. 1, Art. 45 und Art. 47 Abs. 4 

ThürVerf und für die Wahlrechtsgrundsätze des Art. 28 Abs. 1 Satz 2 bis 4 GG über 

die Auslegung von Art. 95 ThürVerf. Soweit das Grundgesetz dagegen keine zwin-

genden Vorgaben für das Landesverfassungsrecht vorsieht, gilt der Grundsatz, dass 

das Grundgesetz und das Landesverfassungsrecht autonome Verfassungsräume 

konstituieren, so dass sich auch die Entscheidungsmaßstäbe des Verfassungsge-

richtshofs allein nach der Thüringer Verfassung richten. 

4. Des Weiteren hat das Bundesverfassungsgericht aus dem Bundesstaatsprinzip 

und dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitet, dass der Landesgesetzgeber in Ausübung 

seiner Gesetzgebungskompetenz auf einen bundesrechtlich geregelten Sachbereich 

nur einwirken darf, wenn dadurch die Rechtsordnung nicht widersprüchlich wird (vgl. 

BVerfG, Urteil vom 27. Oktober 1998 - 1 BvR 2306/96 u. a. -, BVerfGE 98, 265 [301] 

= juris Rn. 162; Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BvR 1991/95 u. a. -, BVerfGE 98, 106 

[118 f.] = juris Rn. 58). Das Bundesverwaltungsgericht hat diese Rechtsprechung 
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jüngst aufgegriffen und dabei betont, dass konzeptionelle Entscheidungen des zu-

ständigen Bundesgesetzgebers auch durch auf Spezialzuständigkeiten gründende 

Einzelentscheidungen eines Landesgesetzgebers nicht verfälscht werden dürfen 

(BVerwG, Urteil vom 27. September 2017 - 6 C 34/16 -, juris Rn. 21). Auch der Ver-

fassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz hat in seinem Urteil vom 22. Februar 2017 

(VGH N 2/15 -, juris Rn. 118) diesen Maßstab übernommen und dem Rechtsstaats-

prinzip der Landesverfassung zugeordnet. 

Das auch dem Rechtsstaatsprinzip der Thüringer Verfassung inhärente Gebot der 

bundesstaatlichen Widerspruchsfreiheit unterscheidet sich von Art. 31 GG dadurch, 

dass nicht etwa eine landesrechtliche Norm dem einfachen Bundesrecht im Sinne 

eines echten Normkonflikts zu Lasten eines konkreten Normadressaten widerspricht. 

Vielmehr handelt es sich um Fälle einer rein wertungsmäßig zu behandelnden Wi-

dersprüchlichkeit des Landesrechts zum Regelungskonzept des Bundesgesetzge-

bers. Aus der bisherigen Rechtsprechung ergeben sich dabei keine eindeutigen 

Maßstäbe. Es bedarf einer Würdigung im Einzelfall, ob die konzeptionellen Wider-

sprüche, einschließlich ihrer Auswirkungen auf die Normunterworfenen, ein rechts-

staatlich nicht mehr hinnehmbares Ausmaß mit der Folge der Verfassungswidrigkeit 

erreichen. 

II. 

Art. 1 Nr. 1 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kommunalwahlgeset-

zes vom 3. Dezember 2015 (GVBl. S. 181) ist mit der Thüringer Verfassung verein-

bar. 

1. Die Vorschrift ist formell verfassungsgemäß. 

Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG gibt den Ländern nur vor, welche Wahlrechtsgrundsätze sie 

bei kommunalen Wahlen zu beachten haben, belässt ihnen aber die Gesetzge-

bungszuständigkeit zur Ausgestaltung. Auch aus den Art. 70 ff. GG ergibt sich keine 

Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für das Kommunalwahlrecht, so dass die 

Länder für diese Materie zuständig sind, Art. 70 Abs. 1 GG. 
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Verfahrensfehler im Gesetzgebungsprozess sind weder vorgetragen noch ersichtlich. 

Insbesondere wurden der Gemeinde- und Städtebund Thüringen sowie der Thüringi-

sche Landkreistag und damit die kommunalen Spitzenverbände angehört. Das nach 

Art. 91 Abs. 4 ThürVerf erforderliche Anhörungsverfahren ist somit erfolgt. 

2. Die Vorschrift ist auch materiell verfassungsgemäß. 

a) Die Absenkung des Wahlalters verstößt nicht gegen den Grundsatz der Volkssou-

veränität (Art. 45 Satz 1 ThürVerf). 

aa) Nach Art. 45 Satz 1 ThürVerf geht alle Staatsgewalt vom Volke aus. Es verwirk-

licht seinen Willen durch Wahlen, Volksbegehren und Volksentscheid (Art. 45 Satz 2 

ThürVerf). Es handelt mittelbar durch die verfassungsgemäß bestellten Organe der 

Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung (Art. 45 Satz 3 

ThürVerf). Inhaltlich entspricht die Landesverfassung damit den Vorgaben des 

Art. 20 Abs. 2 GG, die bei ihrer Auslegung zu berücksichtigen sind, wie aus der Ho-

mogenitätsklausel des Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG folgt. 

bb) Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts enthält 

Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG - wie auch seine Stellung und der Normzusammenhang 

belegen - nicht allein das Prinzip der Volkssouveränität. Vielmehr bestimmt diese 

Vorschrift selbst, wer das Volk ist, das in Wahlen, Abstimmungen und durch beson-

dere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung 

(Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG) Staatsgewalt ausübt: Es ist das Staatsvolk der Bundesre-

publik Deutschland bzw., in den Worten der Präambel und der Art. 1 Abs. 2, Art. 56 

und 146 GG, das deutsche Volk. Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG hat nicht zum Inhalt, dass 

sich die Entscheidungen der Staatsgewalt von den jeweils Betroffenen her zu legiti-

mieren haben. Vielmehr muss die Staatsgewalt als Subjekt das Volk - als eine zur 

Einheit verbundene und auf Dauer angelegte Gruppe von Menschen - haben. 

Das Volk, von dem die Staatsgewalt in der Bundesrepublik Deutschland ausgeht, 

wird nach dem Grundgesetz von den deutschen Staatsangehörigen und den ihnen 

nach Art. 116 Abs. 1 gleichgestellten Personen gebildet. Die Zugehörigkeit zum 
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Staatsvolk der Bundesrepublik wird also grundsätzlich durch die Staatsangehörigkeit 

vermittelt. Die Staatsangehörigkeit ist die rechtliche Voraussetzung für den gleichen 

staatsbürgerlichen Status, der einerseits Pflichten, andererseits und insbesondere 

aber auch die Rechte begründet, durch deren Ausübung die Staatsgewalt in der De-

mokratie ihre Legitimation erfährt (vgl. zum Ganzen BVerfGE 83, 37 [50 f.] = juris 

Rn. 53 f.). 

Auch die den Ländern zukommende Staatsgewalt kann gemäß Art. 20 Abs. 2, 

Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG nur von denjenigen getragen werden, die Deutsche im Sin-

ne des Art. 116 Abs. 1 GG sind. Insofern tritt der territorial begrenzte Verband der im 

Bereich des jeweiligen Landes lebenden Deutschen, das (Landes-)Volk, als Legiti-

mationssubjekt an die Stelle des Staatsvolkes der Bundesrepublik Deutschland o-

der - wie etwa bei der Mitwirkung im Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebene und 

der Ausführung von Bundesgesetzen - an seine Seite. Im Ergebnis gilt nichts ande-

res, soweit durch Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG eine Vertretung des Volkes auch für die 

Kreise und Gemeinden vorgeschrieben wird. Schon der Wortlaut der Norm, 

der - abgesehen von der territorialen Begrenzung - den Begriff „Volk“ einheitlich für 

Länder, Kreise und Gemeinden verwendet, weist darauf hin, dass es sich auch hier 

ausschließlich um die Deutschen handelt, die jeweils das Volk bilden und dessen 

Vertretung wählen (BVerfGE 83, 37 [53] = juris Rn. 57 f.). Die Vorschrift gewährleistet 

damit für alle Gebietskörperschaften auf dem Territorium der Bundesrepublik 

Deutschland die Einheitlichkeit der demokratischen Grundlage (BVerfGE 83, 37 [53] 

= juris Rn. 60). Ergänzend bestimmt Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG, dass bei Wahlen in 

Kreisen und Gemeinden auch Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Mitglied-

staates der Europäischen Gemeinschaft besitzen, nach Maßgabe von Recht der Eu-

ropäischen Gemeinschaft wahlberechtigt und wählbar sind. Hiermit setzt die Bundes-

republik Deutschland das aktive und passive Wahlrecht bei Kommunalwahlen für 

Unionsbürger anderer Mitgliedstaaten nach Art. 22 Abs. 1 AEUV um. 

Das Volk als Legitimationssubjekt der Gemeinden und Kreise in der Bundesrepublik 

Deutschland bestimmt sich neben dem Staatsangehörigkeitsband ausschließlich 

nach der Wohnsitznahme im Hoheitsbereich der jeweiligen Gebietskörperschaft 

(BVerfGE 83, 37 [55] = juris Rn. 63). Dementsprechend ordnet 
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Art. 28 Abs. 1 Satz 2 und 3 GG den einzelnen Gemeinden und Kreisen einen territo-

rial definierten Ausschnitt aus dem Volk zu, das durch die deutschen Staatsangehö-

rigen und die ihnen nach Art. 116 Abs. 1 GG bzw. Art. 104 ThürVerf gleichgestellten 

Personen gebildet wird. Hinzu treten die Unionsbürger aus anderen Mitgliedstaaten, 

die ihren Hauptwohnsitz in der jeweiligen kommunalen Gebietskörperschaft haben. 

cc) Im Übrigen definiert Art. 20 Abs. 2 GG die weiteren Voraussetzungen nicht, unter 

denen das Volk seine Hoheitsgewalt durch Wahlen und Abstimmungen ausübt. Im 

Hinblick auf das Wahlalter regelt vielmehr der mit Art. 20 Abs. 2 GG gleichrangige 

Art. 38 Abs. 2 GG den Kreis der zur Teilnahme an Bundestagswahlen berechtigten 

Bürger im status activus. Ergäbe sich bereits aus dem Demokratieprinzip und dem 

Prinzip der Volkssouveränität eine Altersgrenze für die Wahlberechtigung, hätte es 

der Vorschrift des Art. 38 Abs. 2 GG nicht bedurft. Ferner lässt Art. 38 Abs. 3 GG 

eine Einschränkung des Kreises der Wahlberechtigten durch den Gesetzgeber zu, 

soweit er im Anwendungsbereich des Grundsatzes der Allgemeinheit der Wahl aus 

zwingenden verfassungsrechtlichen Gründen deutsche Staatsangehörige vom Wahl-

recht ausschließt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 4. Juli 2012 - 2 BvC 1/11 u. a. -, 

BVerfGE 132, 39 [47 f.] = juris Rn. 24 f.). 

Die verfassungsrechtliche Unterscheidung zwischen den Angehörigen des Staats-

volks und - innerhalb dieser Gruppe - den Wahlberechtigten ist auch aus Gründen 

des Bundesstaatsprinzips geboten, da Art. 38 Abs. 2 GG nur für die Wahlen zum 

Deutschen Bundestag, nicht aber zu den Landtagen und den kommunalen Vertre-

tungen Geltung beansprucht (BVerfG, Beschluss vom 14. Mai 1957 - 2 BvR 1/57 -, 

BVerfGE 6, 445 [447] = juris Rn. 14 m. w. N.). In dem durch Art. 28 Abs. 1 GG gezo-

genen Rahmen steht es den Ländern frei, die entsprechende Wahlberechtigung ge-

setzlich näher zu definieren. 

Daher schreibt Art. 20 Abs. 2 GG - entgegen der Auffassung der 

rin - selbst keine Altersgrenze für die Aktivbürger vor. Über das Homogenitätsgebot 

des Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG sind den Ländern lediglich der Grundsatz der Volks-

souveränität und der Volksbegriff nach Art. 20 Abs. 2 GG verbindlich vorgegeben. 

Hätte das Grundgesetz dagegen die Wahlberechtigung auch für Landtags- und 
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Kommunalwahlen einheitlich festlegen wollen, hätte es einer ausdrücklichen Formu-

lierung oder jedenfalls einer Bezugnahme auf Art. 38 Abs. 2 GG in Art. 28 Abs. 1 GG 

bedurft. 

dd) Eine analoge Anwendung des Art. 38 Abs. 2 GG auf Wahlen und Abstimmungen 

in den Ländern ist - unabhängig vom Fehlen einer Regelungslücke - auch mit Rück-

sicht auf die selbständigen Verfassungsräume von Bund und Ländern ausgeschlos-

sen. Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG verlangt nur, dass die Grundsätze der allgemeinen, 

unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahl auch bei politischen Wahlen in 

den Ländern gelten. Die Länder haben diesem Verfassungsgebot bei der Regelung 

des Wahlrechts zu ihren Länderparlamenten und auf kommunaler Ebene zu genügen 

(vgl. BVerfG, Beschluss vom 16. Juli 1998 - 2 BvR 1953/95 -, BVerfGE 99, 1 [7 f.] = 

juris Rn. 30 m. w. N.). 

ee) Zudem spricht die Genese des Art. 38 Abs. 2 GG gegen die Annahme, dass das 

Prinzip der Volkssouveränität für eine Wahlberechtigung die Volljährigkeit voraus-

setzt. Bis zum Inkrafttreten des Siebenundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 

Grundgesetzes vom 31. Juli 1970 (BGBl. I S. 1161) am 6. August 1970 war wahlbe-

rechtigt, wer das 21. Lebensjahr und wählbar, wer das 25. Lebensjahr vollendet hat-

te. Der die Volljährigkeit regelnde § 2 BGB wurde jedoch erst mit dem Gesetz zur 

Neuregelung des Volljährigkeitsalters vom 31. Juli 1974 (BGBl. I S. 1713), das am 

1. Januar 1975 in Kraft trat, abgeändert. Bis zu diesem Zeitpunkt begann die Volljäh-

rigkeit mit Vollendung des 21. Lebensjahres. Insofern stimmten Wahlrecht und Voll-

jährigkeit in diesem Zeitraum nicht überein, was bei den Wahlen zum Deutschen 

Bundestag im Jahr 1972 zum Tragen kam. Hinge das Wahlrecht zwingend von der 

Volljährigkeit ab, hätte der verfassungsändernde Gesetzgeber Art. 38 Abs. 2 GG 

nicht abändern können, ohne gegen das durch Art. 79 Abs. 3 GG geschützte Prinzip 

der Volkssouveränität zu verstoßen. 

b) Die Absenkung des Wahlalters verstößt nicht gegen Art. 46 Abs. 2 ThürVerf. 

Nach Art. 46 Abs. 2 ThürVerf ist wahl- und stimmberechtigt sowie wählbar jeder Bür-

ger, der das 18. Lebensjahr vollendet und seinen Wohnsitz im Freistaat hat. Zwar 
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befindet sich dieser Artikel im Ersten Abschnitt des Zweiten Teils der Verfassung, der 

die Überschrift „Grundlagen“ trägt. Gleichwohl handelt es sich nicht um eine allge-

meine Vorschrift, die für sämtliche Wahlen gilt. Art. 46 Abs. 2 ThürVerf steht in unmit-

telbarem Zusammenhang mit Art. 46 Abs. 1 ThürVerf, der sich auf die Wahlen nach 

Art. 49 Abs. 1 ThürVerf und auf Abstimmungen nach Art. 82 Abs. 6 ThürVerf bezieht. 

Mit Wahlen nach Art. 49 Abs. 1 ThürVerf sind - nur - die Wahlen zum Thüringer 

Landtag gemeint. Insofern regelt Art. 46 Abs. 2 ThürVerf lediglich die Wahlberechti-

gung zum Thüringer Landtag und ist keine allgemeine Vorschrift für alle Wahlen in 

Thüringen. Auch der für die Wahlen in Gemeinden und Gemeindeverbänden gelten-

de Art. 95 Satz 1 ThürVerf nimmt nicht auf Art. 46 Abs. 2 ThürVerf Bezug. 

c) Die Absenkung des Wahlalters steht im Einklang mit dem Wahlrechtsgrundsatz 

der Allgemeinheit der Wahl nach Art. 95 Satz 1 ThürVerf. 

aa) Nach Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG muss das Volk in den Ländern, Kreisen und Ge-

meinden eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen 

und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. Diese Wahlrechtsgrundsätze gelten als 

allgemeine Rechtsprinzipien für Wahlen zu allen Volksvertretungen im staatlichen 

und kommunalen Bereich (vgl. BVerfG, Beschluss vom 15. Februar 

1978 - 2 BvR 134/76 u. a. -, BVerfGE 47, 253 [276 f.] = juris Rn. 50). Art. 95 Satz 1 

ThürVerf greift diese Vorgaben für die kommunale Ebene auf. Obwohl damit nur in-

haltlich wiederholt wird, was auch Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG für die Kommunalvertre-

tungen vorschreibt, entfaltet Art. 95 ThürVerf seine Bedeutung vor dem Hintergrund 

der Systematik der Landesverfassung und ist in Bezug zu den sonstigen Normen 

dieser Verfassung auszulegen (vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 11. April 2008 - 22/05 -, 

LVerfGE 19, 495 [511] = juris Rn. 78). 

bb) Die Ordnung des kommunalen Wahlrechts obliegt aufgrund von Art. 28 Abs. 1 

GG dem Landesgesetzgeber. Dabei kommt ihm ein Gestaltungsspielraum zu, der 

seine Grenzen insbesondere in den verfassungsrechtlich gewährleisteten Wahl-

rechtsgrundsätzen findet (vgl. BVerfGE 99, 1 [11] = juris Rn. 45 f. m. w. N.). Die 

Wahlrechtsgrundsätze gelten allerdings nicht schrankenlos. Die Natur der Sache 

bringt es mit sich, dass nicht jeder der verfassungsrechtlich festgelegten Wahlrechts-
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grundsätze in voller Reinheit verwirklicht werden kann. Abweichungen von einzelnen 

Wahlrechtsgrundsätzen können aus zwingenden Gründen, insbesondere im Interes-

se der Einheitlichkeit des gesamten Wahlsystems und zur Sicherung der mit ihm ver-

folgten demokratischen Prinzipien entsprechenden staatspolitischen Zielen, zulässig 

bzw. geboten sein (vgl. ThürVerfGH, Beschluss vom 11. März 1999 - 30/97 -, 

LVerfGE 10, 479 [491 f.] = juris Rn. 49 m. w. N.). 

cc) Aufgrund der Allgemeinheit der Wahl haben alle Staatsbürger das Recht zu wäh-

len und gewählt zu werden. Dieser Wahlrechtsgrundsatz untersagt den unberechtig-

ten Ausschluss von Staatsbürgern von der Teilnahme an der Wahl überhaupt und 

verbietet dem Gesetzgeber, bestimmte Bevölkerungsgruppen aus politischen, wirt-

schaftlichen oder sozialen Gründen von der Ausübung des Wahlrechts auszuneh-

men (vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 12. Juni 1997 - 13/95 -, LVerfGE 6, 387 [397] = 

juris Rn. 57 m. w. N.). Ein Verstoß gegen den Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl 

liegt indes nicht vor, wenn für einen Ausschluss vom Wahlrecht zwingende Gründe 

streiten. So hat das Bundesverfassungsgericht unter anderem entschieden, dass 

Beschränkungen der Allgemeinheit der Wahl durch die Einführung eines Mindest-

wahlalters (BVerfG, Beschluss vom 21. September 1979 - 2 BvR 350/75 -, 

BVerfGE 42, 312 [340 f.] = juris Rn. 69) verfassungsrechtlich zulässig sind. 

dd) Die Absenkung des Mindestwahlalters auf 16 Jahre verletzt den Grundsatz der 

Allgemeinheit der Wahl nicht, da hiermit der Kreis der Wahlberechtigten nicht einge-

schränkt, sondern erweitert wird. Absenkungen des Mindestwahlalters finden ihre 

Begrenzung allerdings in der Funktion der Wahlen als zentrale politische Integrati-

onsvorgänge einer Demokratie. Dabei handelt es sich um eine immanente (bzw. un-

geschriebene) Grenze des Grundsatzes der Allgemeinheit. Das Wahlrecht muss in-

soweit nicht nur den Charakter der Wahl als einen formal geordneten Vorgang der 

politischen Willensbildung des Volkes gewährleisten, sondern auch die Kommunika-

tionsfunktion der Wahl sichern. Demokratie setzt, soll sie sich nicht in einem rein 

formalen Zurechnungsprinzip erschöpfen, freie und offene Kommunikation zwischen 

Regierenden und Regierten voraus. Dies gilt nicht nur für den Wahlakt selbst, in dem 

sich die Willensbildung vom Volk zu den Staatsorganen hin und nicht umgekehrt 

vollziehen muss. Als gleichermaßen wichtig für die Legitimität demokratischer Ord-
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nung erweist sich der beständige Dialog zwischen Parlament und gesellschaftlichen 

Kräften (vgl. BVerfGE 132, 39 [50 f.] = juris Rn. 32 f. m. w. N.). Eine solche Kommu-

nikation erfordert ein Mindestmaß an Kommunikationsvermögen des Wählers, das 

wiederum Verständnis für die Wahl, Kenntnisse von der Politik und die Fähigkeit, 

sich eine eigene Meinung zu bilden, voraussetzt. Diese Bedingungen ziehen einer 

Absenkung des Wahlalters eine verfassungsrechtliche Grenze. 

ee) Allerdings ist es grundsätzlich Sache des Gesetzgebers, den Grundsatz der All-

gemeinheit der Wahl und die Sicherung ihrer politischen Kommunikationsfunktion 

zum Ausgleich zu bringen. Aufgrund des dem Gesetzgeber zukommenden Spiel-

raums beschränkt sich die verfassungsgerichtliche Prüfung lediglich darauf, ob des-

sen Grenzen überschritten sind, erstreckt sich aber nicht darauf, ob er zweckmäßige 

oder rechtspolitisch erwünschte Lösungen gefunden hat. Sofern sich eine solche 

Regelung an einem Ziel orientiert, das der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des 

Wahlrechts verfolgen darf, ist ein Verstoß gegen den Grundsatz der Allgemeinheit 

der Wahl wie auch seine immanenten Grenzen nur feststellbar, wenn die Regelung 

zur Erreichung dieses Zieles nicht geeignet ist oder das Maß des zur Erreichung die-

ses Zieles Erforderlichen überschreitet (vgl. BVerfGE 132, 39 [48 f.] = juris Rn. 26 f. 

m. w. N.; für die Gleichheit der Wahl vgl. ThürVerfGH LVerfGE 19, 495 [505 f.] = juris 

Rn. 53 m. w. N.). 

ff) Der Gesetzgeber ist insbesondere befugt, bei der Ausgestaltung der Wahlberech-

tigung unter Berücksichtigung der Grenzen, die die Bedeutung des Wahlrechts und 

die Strenge demokratischer Egalität seinem Bewertungsspielraum setzen, Vereinfa-

chungen und Typisierungen vorzunehmen. Die Befugnis zur Typisierung bedeutet, 

dass Lebenssachverhalte im Hinblick auf wesentliche Gemeinsamkeiten normativ 

zusammengefasst und dabei Besonderheiten, die im Tatsächlichen durchaus be-

kannt oder absehbar sind, generalisierend vernachlässigt werden dürfen. Der Ge-

setzgeber darf sich grundsätzlich am Regelfall orientieren und ist nicht gehalten, al-

len Besonderheiten jeweils durch Sonderregelungen Rechnung zu tragen. Die ge-

setzlichen Verallgemeinerungen müssen allerdings von einer möglichst breiten, alle 

betroffenen Gruppen und Regelungsgegenstände einschließenden Beobachtung 

ausgehen. Insbesondere darf der Gesetzgeber für eine gesetzliche Typisierung kei-
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nen atypischen Fall als Leitbild wählen, sondern muss realitätsgerecht den typischen 

Fall als Maßstab zugrunde legen. Für das Wahlrecht im Besonderen gilt, dass der 

Gesetzgeber sich bei seinen Einschätzungen und Bewertungen nicht an abstrakt 

konstruierten Fallgestaltungen, sondern an der politischen Wirklichkeit zu orientieren 

hat. Zudem ist der Gesetzgeber verpflichtet, eine die Allgemeinheit der Wahl berüh-

rende Norm des Wahlrechts zu überprüfen und gegebenenfalls zu ändern, wenn die 

verfassungsrechtliche Rechtfertigung dieser Norm durch neue Entwicklungen in Fra-

ge gestellt wird, etwa durch eine Änderung der vorausgesetzten tatsächlichen oder 

normativen Grundlagen oder dadurch, dass sich die beim Erlass der Norm hinsicht-

lich ihrer Auswirkungen angestellte Prognose als irrig erwiesen hat (vgl. zum Ganzen 

BVerfGE 132, 39 [49 f.] = juris Rn. 28 ff. m. w. N.). 

gg) Ausweislich der Gesetzesbegründung sollen durch die Absenkung des Mindest-

alters für die Ausübung des aktiven Wahlrechts die Jugendlichen so früh wie möglich 

an den demokratischen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozessen teilhaben 

können (LTDrucks 6/685, S. 4). Hierbei handelt es sich um ein verfassungsrechtlich 

legitimes Ziel, das der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des Kommunalwahlrechts 

verfolgen darf. Die getroffene Regelung ist auch geeignet, das vom Gesetzgeber ver-

folgte Ziel zu erreichen. Für die Frage, ob er die Grenzen des ihm zukommenden 

Gestaltungsspielraums überschritten hat, kommt es allerdings entscheidend an, ob 

bei einer typisierenden Betrachtung seine Einschätzung zutrifft, dass bereits 16- und 

17-Jährige über ein Mindestmaß an politischen Kenntnissen und Verständnis für 

Kommunalwahlen verfügen. Dabei können zur Einschätzung der politischen Wirk-

lichkeit ggf. auch Erfahrungen aus anderen Bundesländern herangezogen werden 

(vgl. ThürVerfGH LVerfGE 19, 495 [507] = juris Rn. 58). 

hh) Im Gesetzgebungsverfahren erfolgte eine Anhörung der kommunalen Spitzen-

verbände in Thüringen, der Vertreter anderer Länder, die bereits das Wahlalter ab-

gesenkt hatten, und von Vertretern politischer Interessengruppen. Aus den zahlrei-

chen Ausführungen ergibt sich zum einen, dass in den Ländern, in denen bereits das 

Wahlalter abgesenkt wurde, die Wahlbeteiligung der 16- und 17-Jährigen zumeist 

etwas unter der durchschnittlichen Wahlbeteiligung lag. Zum anderen verdeutlichten 

die Aussagen, dass die Frage nach dem politischen Interesse dieser Altersgruppe 
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und ihrer Urteilsfähigkeit von weiteren individuellen und sozialen Bedingungen ab-

hängt, ohne dass sich insoweit eindeutige Zusammenhänge oder determinierende 

Faktoren feststellen lassen. Dass das Vorliegen derartiger Bedingungen kausal aus-

schließlich mit dem Erreichen des 18. Lebensjahrs zusammenhängt, wurde in keiner 

der Stellungnahmen vorgetragen. Ebenso lagen keine fachwissenschaftlichen Er-

kenntnisse vor, wonach 16- und 17-Jährige typischerweise nicht in der Lage wären, 

die politische Bedeutung von Kommunalwahlen zu verstehen und ihre Tragweite ein-

zuschätzen. Zwar meint die Antragstellerin, dass derartige Zusammenhänge ei-

nes - positiven - wissenschaftlichen Nachweises bedürften. Allerdings ergibt sich we-

der aus Art. 95 Satz 1 ThürVerf noch aus dem Demokratieprinzip (Art. 45 Satz 1 

und 2 ThürVerf) die Anforderung, dass Änderungen des Mindestwahlalters eine vor-

herige fachwissenschaftliche Begutachtung voraussetzen. 

ii) Art. 95 Satz 1 ThürVerf räumt dem Gesetzgeber einen weiten Beurteilungsspiel-

raum ein, um die Reife und Einsichtsfähigkeit 16- und 17-jähriger Wähler in kommu-

nalpolitische Zusammenhänge einzuschätzen. Jedenfalls bei einer typisierenden Be-

trachtung sind die Grenzen dieses Beurteilungsspielraums nicht verletzt. Das Vor-

handensein politischer Einsichtsfähigkeit in kommunale Belange und ein Verständnis 

für die Bedeutung von Wahlen lassen sich bei Jugendlichen dieser Altersgruppe 

nicht offenkundig verneinen. Dass Gegenstand dieser politischen Gestaltungsent-

scheidung nicht nur die Absenkung des Wahlalters, sondern auch die damit verbun-

dene Einräumung eines Stimmrechts bei Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 

war, führt zu keiner anderen Bewertung. Diese Institute setzen kein höheres Maß an 

Reife und Einsichtsfähigkeit voraus, als es bei Kommunalwahlen erforderlich ist. 

Die Verschränkung der Aufgabenkreise von Europa-, Bundes-, Landes- und Kom-

munalpolitik begründet ebenfalls keine andere Bewertung. Dieses Phänomen mag 

zwar auf allen politischen Ebenen zu einer Zunahme von Komplexität geführt haben. 

Gemessen am Aufgabenkreis der Kommunen können die zwischen den verschiede-

nen politischen Ebenen bestehenden Wechselwirkungen indes nicht zu einer Redu-

zierung des dem Landesgesetzgeber zustehenden Gestaltungsspielraums führen mit 

der Folge, dass das Wahlalter unverändert mit der Volljährigkeit verknüpft bleiben 
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muss. Zudem weisen Kommunalwahlen im Unterschied zu Parlamentswahlen nach 

wie vor einen ausgeprägten örtlichen Bezug auf. 

jj) Entgegen der Annahme der Antragstellerin setzt die Wahlberechtigung auch keine 

kontinuierliche Befassung und Auseinandersetzung der Bürger mit den politischen 

Entwicklungen über eine gesamte (vergangene) Wahlperiode voraus. Dies kommt 

einfachrechtlich etwa in der Regelung in § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Bundeswahl-

gesetzes (BWahlG) zum Ausdruck, wonach bei Auslandsdeutschen ein dreimonati-

ger, ununterbrochener Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland nach Vollen-

dung des 14. Lebensjahres ausreicht, um die Wahlberechtigung zu begründen (zur 

Vorgängerregelung siehe BVerfGE 132, 39 [57 f.] = juris Rn. 51 ff.). Noch deutlicher 

zeigt sich in § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BWahlG, dass bereits die persönliche und un-

mittelbare Vertrautheit mit und das Betroffensein von den politischen Verhältnissen in 

der Bundesrepublik Deutschland die Wahlberechtigung vermittelt. Eine aktive und 

kontinuierliche Befassung verlangt der einfache Bundesgesetzgeber demgegenüber 

nicht. Für das Landesverfassungsrecht gilt nichts Anderes. 

d) Es verstößt nicht gegen den Grundsatz der Allgemeinheit und Gleichheit der Wahl 

nach Art. 95 Satz 1 ThürVerf, dass volljährige Wahlberechtigte, für die ein Betreuer 

zur Besorgung aller Angelegenheiten bestellt ist, regelmäßig vom Wahlrecht ausge-

schlossen sind, während dies für Minderjährige nicht der Fall ist. 

aa) Aufgrund des dem Gesetzgeber zukommenden Spielraums beschränkt sich die 

verfassungsgerichtliche Prüfung darauf, ob dessen Grenzen überschritten sind, er-

streckt sich aber nicht darauf, ob er zweckmäßige oder rechtspolitisch erwünschte 

Lösungen gefunden hat. Sofern sich eine differenzierende Regelung an einem Ziel 

orientiert, das der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des Wahlrechts verfolgen darf, 

ist ein Verstoß gegen den Grundsatz der Allgemeinheit und Gleichheit der Wahl nur 

feststellbar, wenn die Regelung zur Erreichung dieses Zieles nicht geeignet ist oder 

das Maß des zur Erreichung dieses Zieles Erforderlichen überschreitet (vgl.  

BVerfGE 132, 39 [48 f.] = juris Rn. 26 f. m. w. N.; sowie ThürVerfGH LVerfGE 19, 

495 [505 f.] = juris Rn. 53 m. w. N.). Der Gesetzgeber ist - wie bereits ausge-

führt - insbesondere befugt, bei der Ausgestaltung der Wahlberechtigung unter Be-
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rücksichtigung der Grenzen, die die Bedeutung des Wahlrechts und die Strenge de-

mokratischer Egalität seinem Bewertungsspielraum setzen, Vereinfachungen und 

Typisierungen vorzunehmen. 

bb) Die Ungleichbehandlung der Gruppe der minderjährigen Wahlberechtigten, für 

die bei Erreichen der Volljährigkeit gegebenenfalls ein Betreuungsverhältnis ange-

ordnet wird, und der Gruppe der unter Betreuung stehenden und vom Wahlrecht 

ausgeschlossenen Erwachsenen überschreitet nicht die verfassungsrechtlichen 

Grenzen des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums. 

Vom Wahlrecht ausgeschlossen ist nach § 2 Nr. 2 ThürKWG derjenige, für den zur 

Besorgung aller seiner Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur durch einstweilige 

Anordnung bestellt ist, sofern er nicht durch eine Bescheinigung nachweist, dass auf 

seinen Antrag die Bestellung des Betreuers nach § 1896 Abs. 1 Satz 3 BGB erfolgt 

ist. Damit hat sich der Landesgesetzgeber in verfassungsrechtlich zulässiger Weise 

dafür entschieden, nur diejenigen Personen von der Wahl auszuschließen, bei denen 

gerichtlich festgestellt ist, dass die Krankheit oder Behinderung so gravierend ist, 

dass sie zur eigenverantwortlichen Entscheidung insgesamt nicht mehr in der Lage 

sind. Dieser Anknüpfungspunkt ist geeignet, Personen von der Wahl auszuschließen, 

denen die erforderliche Einsicht in das Wesen und die Bedeutung der Wahl fehlt. Er 

ist Bestandteil der verfassungsgemäßen Ordnung und wurde von der Verfassungs-

gerichtsbarkeit von jeher als mit den Wahlgrundsätzen vereinbar angesehen (vgl. 

BVerfG, Beschluss vom 29. Mai 1984 - 2 BvC 2/84 -, BVerfGE 67, 146 [148] = juris 

Rn. 4). Außerdem trägt dieser Anknüpfungspunkt der verfassungsrechtlichen Werte-

ordnung Rechnung, indem er in Ansehung der Grundsätze der Allgemeinheit und 

Gleichheit der Wahl den Kreis derjenigen, die vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, 

möglichst klein hält und niemand von der Wahl ausschließt, bei dem die fehlende 

Einsicht nicht sicher feststeht (BayVerfGH, Entscheidung vom 9. Juli 

2002 - Vf. 9-VII-01 -, VerfGHE BY 55, 85 [94] = juris Rn. 59). 

cc) Allerdings kann nach § 1896 Abs. 1 Satz 1 BGB die Betreuung nur bei Volljähri-

gen angeordnet werden. Die Altersgrenze trägt dem Personensorgerecht der Erzie-

hungsberechtigten nach § 1626 BGB Rechnung, die zeitlich bis zur Vollendung des 
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18. Lebensjahres besteht. Soweit § 1908a Satz 1 BGB die vorsorgliche Betreuerbe-

stellung auch für Personen zulässt, die das 17. Lebensjahr vollendet haben, wird 

diese Maßnahme erst mit dem Eintritt der Volljährigkeit wirksam (§ 1908a Satz 2 

BGB). Im Rahmen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 ThürKWG kann das zur Folge haben, dass 

an den Wahlen Personen teilnehmen könnten, die - wären sie volljährig - vom Wahl-

recht mangels Einsichtsfähigkeit ausschließbar wären. Solche Minderjährige hätten 

womöglich das Kommunalwahlrecht lediglich für den Zweijahreszeitraum zwischen 

der Vollendung des 16. und des 18. Lebensjahres und würden es anschließend wie-

der verlieren. 

dd) Hierbei handelt es sich indes um atypische Fälle, die der Gesetzgeber generali-

sierend vernachlässigen durfte. So kann nicht davon ausgegangen werden, dass die 

bei Betreuten bestehenden Defizite bei der Besorgung ihrer Angelegenheiten stets 

oder auch nur in der Regel bereits im Alter von 16 und 17 Jahren vorlagen. Die 

Gründe, die zu einer Betreuung führen, sind vielfältig und werden häufig erst in spä-

teren Lebensphasen eintreten. Ausweislich der Statistiken des Bundesamtes für Jus-

tiz gab es im Freistaat Thüringen - jeweils bezogen auf 1.000 Einwohner - 11,10 Be-

treuungsverfahren im Jahr 2001, 15,08 im Jahr 2005, 18,10 im Jahr 2010 und 17,61 

im Jahr 2015. Darin enthalten sind auch die Verfahren, bei denen Personen zur Be-

sorgung aller Angelegenheiten ein Betreuer bestellt wurde. Wegen des Erforderlich-

keitsgrundsatzes des § 1896 Abs. 2 BGB handelt es sich hierbei schon aus Rechts-

gründen um eine Ausnahme. 

Dass es sich bei den potentiell betroffenen 16- und 17-Jährigen um eine zahlenmä-

ßig kleine Gruppe handelt, ergibt sich auch daraus, dass sie lediglich zwei Jahrgänge 

umfassen und es fernab der Lebenserfahrung liegt, dass Minderjährige, die keine 

ihrer Angelegenheiten selbständig regeln können, in erheblicher Anzahl von ihrem 

kommunalen Wahlrecht Gebrauch machen wollen oder können. 

ee) Außerdem ist auch keine Verfahrensweise ersichtlich, mit der es dem Gesetzge-

ber gelänge, die bezeichnete Ungleichbehandlung zu vermeiden, ohne die Rechte 

der Erziehungsberechtigten und der potentiell wahlberechtigten Minderjährigen er-

heblich einzuschränken. 
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Der Gesetzgeber könnte nämlich kein Verfahren schaffen, das 16- und 17-Jährige, 

die nicht über die erforderliche Einsichtsfähigkeit verfügen, sicher ausschließt. Der 

Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl, dem auch das Gebot der Rechtssicherheit 

innewohnt, gebietet, dass ein Ausschluss vom Wahlrecht wegen mangelnder geisti-

ger Einsichtsfähigkeit nur durch den Richter in einem dafür vorgesehenen Verfahren 

angeordnet wird (vgl. Morlok, in: Dreier, GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 38 Rn. 77). Ei-

nem solchem Verfahren müssten sich vor jeder Kommunalwahl sämtliche minderjäh-

rigen Wahlberechtigten unterziehen. Unabhängig davon, dass eine derartige Prüfung 

einen erheblichen Eingriff in die Rechtsstellung der Minderjährigen und das Eltern-

recht darstellen würde, wäre es schlicht unpraktikabel. Selbst eine Beschränkung auf 

die Minderjährigen, bei denen die Einsichtsfähigkeit zweifelhaft erscheint, wäre nicht 

sinnvoll, da sich eine Vielzahl von Folgeproblemen stellen würde, beispielsweise wie, 

wann und durch wen ein solches Verfahren eingeleitet werden sollte (Eltern, Lehrer, 

von Amts wegen), welche Maßstäbe angelegt werden müssten und ob es - in Anleh-

nung an das Betreuungsverfahren - eines medizinischen/psychiatrischen Gutachtens 

bedürfte. 

ff) Im Übrigen nimmt der Gesetzgeber auch bei den volljährigen Wählern in Kauf, 

dass Personen an der Wahl teilnehmen, denen die erforderliche Einsichtsfähigkeit 

fehlt. Dies ergibt sich bereits aus der Subsidiarität der Betreuung (§ 1896 Abs. 2 

BGB). Es liegen auch keine Erkenntnisse über die Zahl derjenigen vor, denen ein 

Mindestmaß an Einsichts- und Wahlfähigkeit fehlt und die nach geltender Gesetzes-

lage gleichwohl nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, und über die Zahl derje-

nigen, die aus diesem Personenkreis tatsächlich an der Wahl teilnehmen. Auch bei 

den volljährigen Wählern ist anerkannt, dass eine umfassende Prüfung in allen Fäl-

len, in denen die Frage der Einsichts- und Wahlfähigkeit zu Zweifeln Anlass gibt, 

schon aus Praktikabilitätsgründen nicht rechtssicher durchgeführt werden könnte 

(VerfGHE BY 55, 85 [94 f.] = juris Rn. 60; VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 

21. Juli 2017 - 1 S 1240/16 -, juris Rn. 47). Die hohen Voraussetzungen für die Be-

stellung eines Betreuers nach § 1896 BGB rechtfertigen zugleich die typisierende 

Annahme des Gesetzgebers, Personen, bei denen keine derartige Betreuung ange-

ordnet worden ist, seien - ohne dass dies im Einzelnen überprüft oder festgestellt 
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wird - zu eigenverantwortlichen Wahlentscheidungen in der Lage (vgl. 

VerfGHE BY 55, 85 [92] = juris Rn. 47). 

gg) Die einzige Möglichkeit, um minderjährige Wähler, denen die erforderliche Ein-

sichtsfähigkeit fehlt, vom Wahlrecht sicher auszuschließen, wäre ein Absehen von 

der Absenkung des Wahlalters. Dies würde aber bedeuten, dass der Gesetzgeber 

sein verfassungsrechtlich legitimes Ziel nicht umsetzen kann, was angesichts der 

geringen Zahl „potentiell“ Betreuter und des Umstands, dass auch bei den volljähri-

gen Wählern eine Teilnahme von Personen in Kauf genommen wird, denen die er-

forderliche Einsichtsfähigkeit fehlt, verfassungsrechtlich nicht geboten ist. 

hh) Selbiges gilt für eine Aufhebung des § 2 Nr. 2 ThürKWG (vgl. die abweichenden 

Regelungen in Bremen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein). Sie hätte zur 

Folge, dass Personen an der Wahl teilnehmen könnten, bei denen aufgrund der Be-

stellung eines Betreuers in allen Angelegenheiten sicher ausgegangen werden kann, 

dass sie zu einer eigenverantwortlichen Entscheidung nicht in der Lage sind. Da dies 

eine Vielzahl von Jahrgängen erfassen würde - bei den minderjährigen Wählern 

handelt es lediglich um zwei Jahrgänge -, wäre es fraglich, ob trotz des Ausnahme-

charakters der „Vollbetreuung“ die Zahl der Betroffenen noch vernachlässigbar ge-

ring wäre. Jedenfalls ist eine Aufhebung des § 2 Nr. 2 ThürKWG keine Alternative, 

die dem Gesetzgeber zwingend vorgegeben wäre. 

e) Der Grundsatz der Freiheit der Wahl nach Art. 95 Satz 1 ThürVerf ist nicht verletzt. 

Dieser Grundsatz gewährleistet unter anderem, dass jeder Wähler sein Wahlrecht 

ohne Zwang oder sonstige unzulässige Beeinflussung von außen ausüben kann. Er 

soll sein Urteil in einem freien, offenen Prozess der Meinungsbildung gewinnen kön-

nen. Zwar gewährleistet das Wahlgeheimnis, dass an die individuelle Wahlentschei-

dung keine Sanktionen geknüpft werden dürfen. Der Wähler soll aber nach dem 

Grundsatz der Freiheit der Wahl bereits vor Beeinflussungen geschützt werden, die 

geeignet sind, seine Entscheidungsfreiheit trotz bestehenden Wahlgeheimnisses 

ernstlich zu beeinträchtigen. Hierzu gehört auch der unzulässige Druck von Seiten 

anderer Bürger oder gesellschaftlicher Gruppen. Dies gilt jedenfalls dann, wenn mit 
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Mitteln des Zwangs oder Drucks die Wahlentscheidung beeinflusst oder in ähnlich 

schwer wiegender Art und Weise auf die Wählerwillensbildung eingewirkt wird, ohne 

dass eine hinreichende Möglichkeit der Abwehr oder des Ausgleichs dieser Einfluss-

nahme bestanden hätte (vgl. BVerfG, Urteil vom 8. Februar 2001 - 2 BvF 1/00 -, 

BVerfGE 103, 111 [132 f.] = juris Rn. 83). 

Zwar ist es denkbar, dass auch durch Erziehungsmaßnahmen der Eltern in den 

Grundsatz der Freiheit der Wahl eingegriffen wird. Dies ist aber nur der Fall, wenn 

sie von den oben genannten Mitteln Gebrauch machen, und den minderjährigen Kin-

dern keine Möglichkeit der Abwehr zur Verfügung steht. Allerdings haben Eltern be-

reits aufgrund von § 1626 Abs. 2 Satz 1 BGB bei der Pflege und Erziehung die 

wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Kindes zu selbständigem 

verantwortungsbewusstem Handeln zu berücksichtigen. Die Eltern besprechen mit 

dem Kind, soweit es nach dessen Entwicklungsstand angezeigt ist, Fragen der elter-

lichen Sorge und streben Einvernehmen an (§ 1626 Abs. 2 Satz 2 BGB). Mit einer 

solchen partnerschaftlichen Erziehung (vgl. etwa OLG Karlsruhe, Beschluss vom 

2. Juni 1989 - 5 Wx 1/89 -, juris Rn. 11) wäre beispielsweise das Untersagen der 

Teilnahme an einer Wahl nicht vereinbar. Es kann daher nicht mit der für eine ge-

setzliche Regelung des Wahlrechts notwendigen Typisierung unterstellt werden, 

dass Eltern mit Mitteln des Zwangs oder Drucks in die Entscheidungsfreiheit ihrer 

fast volljährigen Kinder bei der Ausübung des Wahlrechts eingreifen. 

f) Die Absenkung des Wahlalters verletzt entgegen der Auffassung der Antragstelle-

rin nicht die Finanzgarantie der Kommunen (Art. 93 Abs. 1 ThürVerf). 

aa) Art. 93 Abs. 1 Satz 2 ThürVerf wird nicht verletzt, da durch die Absenkung des 

Wahlalters keine staatlichen Aufgaben übertragen werden. Kommunalwahlen haben 

im Hinblick auf die zu wählenden Gremien bzw. Personen einen spezifischen Bezug 

zum Gebiet. Es handelt sich daher um Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei-

ses (vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 21. Juni 2005 - 28/03 -, LVerfGE 16, 593 [646] = 

juris Rn. 182). 

bb) Auch Art. 93 Abs. 1 Satz 1 ThürVerf ist nicht verletzt. 
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Die Vorschrift schreibt eine Finanzausstattung der Gemeinden und Gemeindever-

bände vor, die insgesamt so bemessen sein muss, dass diese die Personal- und 

Sachausgaben für die Pflichtaufgaben im eigenen und übertragenen Wirkungskreis 

bestreiten können und ihnen darüber hinaus ein gewisser - noch näher zu bestim-

mender - finanzieller Spielraum für Maßnahmen im Bereich der freiwilligen Selbst-

verwaltungsangelegenheiten verbleibt. Insofern garantiert die Norm den kommunalen 

Gebietskörperschaften eine der Gesamtheit ihrer Aufgaben angemessene Finanz-

ausstattung als Grundlage ihres Selbstverwaltungsrechts (vgl. ThürVerfGH 

LVerfGE 16, 593 [623] = juris Rn. 137). 

Zwar tragen nach § 34 Abs. 1 ThürKWG die Gemeinden die Kosten der Gemeinde-

wahlen und die Landkreise die Kosten der Landkreiswahlen. Dass aber durch die 

bloße Anfertigung zusätzlicher Wahlunterlagen Gemeinden und Landkreise nicht 

mehr die Pflichtaufgaben im eigenen und übertragenen Wirkungskreis bestreiten 

könnten und ihnen kein finanzieller Spielraum für Maßnahmen im Bereich der freiwil-

ligen Selbstverwaltungsangelegenheiten verbliebe, erscheint abwegig. Zudem ist der 

Anspruch auf eine finanzielle Mindestausstattung nicht schon dann beeinträchtigt, 

wenn die zur Verfügung stehenden Mittel nur in einem Jahr oder einem vorüberge-

henden Zeitraum hinter dem aus Art. 91 Abs. 1 ThürVerf gebotenen Minimum zu-

rückbleiben (vgl. ThürVerfGH, Beschluss vom 7. März 2018 - 1/14 -, juris Rn. 152 

m. w. N.). Da es sich bei Kommunalwahlen um punktuelle Ereignisse handelt, deren 

Periodizität fünf bzw. sechs Jahre beträgt, erscheint es ebenfalls ausgeschlossen, 

dass die finanzielle Mindestausstattung für einen längeren Zeitraum nicht gewährleis-

tet wäre. 

g) Entgegen der Ansicht der Antragstellerin verstößt die Absenkung des Wahlalters 

auch nicht gegen die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 3 Abs. 2 ThürVerf), das 

Recht auf Entwicklung von Kindern und Jugendlichen (Art. 19 Abs. 1 ThürVerf) und 

das Elternrecht (Art. 21 ThürVerf). 

aa) Nach Art. 19 Abs. 1 Satz 1 ThürVerf haben Kinder und Jugendliche das Recht 

auf eine gesunde geistige, körperliche und psychische Entwicklung. Sie sind vor kör-

perlicher und seelischer Vernachlässigung, Misshandlung, Missbrauch und Gewalt 
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zu schützen (Absatz 1 Satz 2). Die Landesverfassung begründet daher die Verpflich-

tung der staatlichen Gemeinschaft, flankierend zur elterlichen Erziehungsverantwor-

tung Bedingungen zu schaffen, die eine optimale Entwicklung und Entfaltung von 

Kindern und Jugendlichen ermöglichen. Darüber hinaus besteht nach 

Art. 19 Abs. 1 Satz 2 ThürVerf ein Anspruch auf Schutz vor persönlichkeitsschädi-

genden Einflüssen, der bereits im Bereich der Vermeidung und rechtzeitigen Abwen-

dung potentiell kindeswohlgefährdender Situationen ansetzt. Auch das Bundesver-

fassungsgericht hat entschieden, dass der Schutz der Jugend nach der Wertung des 

Grundgesetzes ein Ziel von bedeutsamem Rang und ein Gemeinschaftsanliegen ist 

(BVerfG, Beschluss vom 13. Januar 1988 - 1 BvR 1548/82 -, BVerfGE 77, 346 [356] 

= juris Rn. 29). 

bb) Das Wahlrecht nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 ThürKWG erweitert dagegen die Rechts-

stellung der Minderjährigen und verkürzt nicht bestehende Rechte dieser Personen. 

Sie sind - mangels Wahlpflicht - nicht gezwungen, von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu 

machen. Soweit sie an Wahlen und Wahlveranstaltungen teilnehmen wollen, haben 

dies die Eltern im Rahmen des § 1626 Abs. 2 BGB zu berücksichtigen. Dass durch 

die Möglichkeit zur Teilnahme an Kommunalwahlen das körperliche, seelische oder 

geistige Wohl der Jugendlichen gefährdet sein könnte, ist abwegig. 

cc) Hierin liegt auch kein unzulässiger Eingriff in das Elternrecht. Dieses dient als 

pflichtgebundenes Recht dem Wohle des Kindes; es muss seinem Wesen und 

Zweck nach zurücktreten, wenn das Kind ein Alter erreicht hat, in dem es eine genü-

gende Reife zur selbständigen Beurteilung der Lebensverhältnisse und zum eigen-

verantwortlichen Auftreten im Rechtsverkehr erlangt hat. Als ein Recht, das um des 

Kindes und dessen Persönlichkeitsentfaltung willen besteht, liegt es in seiner Struk-

tur begründet, dass es in dem Maße, in dem das Kind in die Mündigkeit hinein-

wächst, überflüssig und gegenstandslos wird. Da die Entscheidungsfähigkeit des Ju-

gendlichen für die verschiedenen Lebens- und Handlungsbereiche sich in der Regel 

unterschiedlich entwickelt, ist jeweils eine Abwägung zwischen Erziehungsbedürftig-

keit und Selbstbestimmungsfähigkeit des Jugendlichen erforderlich. Dabei hat für die 

Ausübung höchstpersönlicher Rechte der Grundsatz zu gelten, dass der zwar noch 

Unmündige, aber schon Urteilsfähige die Möglichkeit haben soll, die ihm um seiner 
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Persönlichkeit willen zustehenden Rechte eigenständig auszuüben. Die geltende 

Rechtsordnung kennt deshalb Regelungen, die von der allgemeinen zivilrechtlichen 

Mündigkeit abweichen (beispielsweise § 5 des Gesetzes über die religiöse Kinderer-

ziehung, § 36 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Erstes Buch). Derartige Regelungen stellen 

keinen unzulässigen Eingriff in das Elternrecht dar, wenn sie unter Abwägung der 

dargelegten Gesichtspunkte sachlich gerechtfertigt sind (vgl. BVerfG, Urteil vom 

9. Februar 1982 - 1 BvR 845/79 -, BVerfGE 59, 360 [387 f.] = juris Rn. 90 m. w. N.). 

Wie dargelegt, verfolgt der Gesetzgeber mit der Einführung des Minderjährigenwahl-

rechts ein verfassungsrechtlich legitimes Ziel. Er greift auch nicht in unverhältnismä-

ßiger Weise in das elterliche Erziehungsrecht ein. 

h) Der Absenkung des Wahlalters steht kein Bundesrecht entgegen, so dass das 

Rechtsstaatsprinzip (Art. 44 Abs. 1 Satz 2, Art. 47 Abs. 4 ThürVerf) nicht verletzt ist. 

aa) Für den Bereich des Strafrechts hat der Bund von seiner Gesetzgebungskompe-

tenz nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG Gebrauch gemacht. Er hat entschieden, dass es 

im Hinblick auf den Erziehungsgedanken für jugendliche und ggf. auch heranwach-

sende Straftäter (vgl. §§ 105 ff. JGG) spezieller Rechtsfolgen bedarf. Nach 

§ 6 Abs. 1 Satz 1 JGG darf auf Unfähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, Rechte 

aus öffentlichen Wahlen zu erlangen oder in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen 

oder zu stimmen, nicht erkannt werden. Der Verlust der Fähigkeit, öffentliche Ämter 

zu bekleiden und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen (§ 45 Abs. 1 StGB), 

tritt nicht ein (§ 6 Abs. 2 JGG). 

Demgegenüber fällt die Regelung des Wahlrechts auf Landesebene und auf kom-

munaler Ebene in die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder. Beide Rechtsmate-

rien - das Strafrecht und das Kommunalwahlrecht - stehen nebeneinander. Inhaltlich 

handelt es sich um Bestimmungen aus verschiedenen rechtlichen Ordnungsberei-

chen und unterschiedlichen systematischen Zusammenhängen. Auch eine etwaige 

Ungleichbehandlung zwischen den volljährigen und den minderjährigen Wählern ist 

nicht auf den Landesgesetzgeber, sondern allein auf den Bundesgesetzgeber zu-

rückzuführen. Letztlich fehlt es an dem - von der Antragstellerin angenomme-

nen - rechtsstaatlichen Wertungswiderspruch, da § 6 JGG offenbar selbst von einem 
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Wahlrecht Minderjähriger ausgeht. Nur dann ist eine Vorschrift über den Ausschluss 

von Nebenfolgen überhaupt sinnvoll. Folglich wird durch die Absenkung des Wahlal-

ters auf kommunaler Ebene gerade ein Anwendungsfall für § 6 JGG eröffnet. 

bb) Unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten stehen auch die §§ 106 ff. BGB der Ab-

senkung des Wahlalters nicht entgegen. Die Rechtsordnung kennt bereits keinen auf 

allen Gebieten des privaten und des öffentlichen Rechts gleichgestalteten Minderjäh-

rigenschutz. Es unterfällt der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers zu entscheiden, 

ob und auf welche Weise er Minderjährige vor den Risiken des Lebens einschließlich 

der aus geschäftlicher Unerfahrenheit drohenden Gefahren schützen will (vgl. 

BVerwG, Beschluss vom 19. März 1984 - 7 B 183/82 -, juris Rn. 7). Umgekehrt ist 

beispielsweise der Landesgesetzgeber aufgrund der §§ 106 ff. BGB nicht verpflich-

tet, minderjährige Personen von jedweden öffentlich-rechtlichen Pflichten freizuhal-

ten. So können beispielsweise Minderjährige als Verhaltensverantwortliche nach 

§ 7 Abs. 1 des Polizeiaufgabengesetzes herangezogen werden, ohne dass dem die 

§§ 106 ff. BGB entgegenstehen. 

Daher erlaubt die Wahlberechtigung den 16- und 17-Jährigen grundsätzlich auch die 

Wahrnehmung der damit einhergehenden Rechte wie beispielsweise die Beantra-

gung eines Wahlscheins (vgl. § 14 der Thüringer Kommunalwahlordnung). Dies ent-

spricht im Übrigen der Rechtslage im allgemeinen Verwaltungsrecht. Gemäß 

§ 12 Abs. 1 Nr. 2 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG), der 

dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes entspricht, sind Minderjährige unter 

anderem dann zur Vornahme von Verfahrenshandlungen fähig, soweit sie für den 

Gegenstand des Verfahrens durch Vorschriften des öffentlichen Rechts als hand-

lungsfähig anerkannt sind. 

cc) Die Auffassung der Antragstellerin, dass Minderjährige eine eidesstattliche Versi-

cherung stets nur mit Zustimmung der Eltern abgegeben könnten, ist - unabhängig 

davon, welche Bedeutung dies im vorliegenden Zusammenhang hätte - unzutreffend. 

Aus § 27 Abs. 1 Satz 3 ThürVwVfG folgt, dass von einer eidesunfähigen Person im 

Sinne des § 393 der Zivilprozessordnung keine eidesstattliche Versicherung verlangt 

werden kann. Dabei handelt es sich nur um Personen, die das 16. Lebensjahr noch 
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nicht vollendet oder wegen mangelnder Verstandesreife oder wegen Verstandes-

schwäche vom Wesen und der Bedeutung der Versicherung an Eides Statt keine 

genügende Vorstellung haben. 

dd) Soweit im Rahmen von Wahlanfechtungen bzw. Wahlprüfungen der Verwal-

tungsrechtsweg eröffnet wird, besteht ebenfalls kein Widerspruch zum Bundesrecht. 

Der Grundsatz der Wahlgleichheit gebietet die Einrichtung einer Wahlprüfung, die 

sich auch auf die Ermittlung des Wahlergebnisses erstreckt (vgl. ThürVerfGH 

LVerfGE 10, 479 [490 f.] = juris Rn. 46 m. w. N.). Dementsprechend ist nach § 31 

Abs. 1 ThürKWG jeder Wahlberechtigte zur Wahlanfechtung berechtigt mit der Fol-

ge, dass auch wahlberechtigten Minderjährigen der Verwaltungsrechtsweg offen 

steht (§ 33 Abs. 1 Satz 1 ThürKWG). Daher gelten sie gemäß 

§ 62 Abs. 1 Nr. 2, 2. Alt. der Verwaltungsgerichtsordnung als prozessfähig (vgl. OVG 

LSA, Beschluss vom 1. März 1996 - 2 L 261/95 - juris Rn. 5 ff.). 

III. 

§ 17 Satz 1 und 2 ThürKO in der Fassung des Thüringer Gesetzes zur direkten De-

mokratie auf kommunaler Ebene vom 7. Oktober 2016 (GVBl. S. 506) sowie 

§ 1 Abs. 4, § 2 Abs. 1 und § 20 Abs. 4 Satz 4 ThürEBBG sind mit der Verfassung des 

Freistaats Thüringen vereinbar. 

1. Die Vorschriften sind formell verfassungsgemäß. 

Verfahrensfehler im Gesetzgebungsprozess sind weder vorgetragen noch ersichtlich. 

Insbesondere wurden der Gemeinde- und Städtebund Thüringen sowie der Thüringi-

sche Landkreistag und damit die kommunalen Spitzenverbände angehört. Das nach 

Art. 91 Abs. 4 ThürVerf erforderliche Anhörungsverfahren ist somit erfolgt. 

2. § 17 Satz 1 ThürKO und § 2 Abs. 1 ThürEBBG sind materiell verfassungsgemäß. 
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a) Nach § 11 Abs. 1 ThürEBBG können die Bürger über eine Angelegenheit des ei-

genen Wirkungskreises der Gemeinde einen Bürgerentscheid beantragen (Bürger-

begehren). Entsprechendes gilt für die Ortschaften und Ortsteile (§ 16 ThürEBBG) 

sowie für die Landkreise (§ 17 ThürEBBG). Beim Bürgerentscheid wird das zu Stan-

de gekommene Bürgerbegehren den Bürgern zur Entscheidung in geheimer Ab-

stimmung vorgelegt (§ 18 Abs. 1 ThürEBBG). Insofern betreffen Bürgerbegehren und 

Bürgerentscheide nicht Entscheidungen über Personen, sondern Entscheidungen 

über Sachfragen.  

Stimmberechtigt ist nach § 2 Abs. 1 ThürEBBG jeder Bürger, der am Tag der Unter-

zeichnung des Einwohnerantrags, Bürgerbegehrens oder am Tag des Bürgerent-

scheids das Wahlrecht nach den § 1 und § 2 ThürKWG besitzt. Gemäß 

§ 10 Abs. 2 Satz 3 ThürKO stehen Personen, die die Staatsangehörigkeit eines an-

deren Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen und bei den Gemeindewah-

len wahlberechtigt sind, den Bürgern gleich. Die Wahlberechtigung ausländischer 

Unionsbürger ergibt sich aus § 1 Abs. 2 ThürKWG. Insofern sind auch sie nach 

§ 2 Abs. 1 ThürEBBG stimmberechtigt. 

b) Die Einräumung eines Stimmrechts an ausländische Unionsbürger ist mit 

Art. 95 Satz 1 ThürVerf i. V. m. Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG vereinbar. 

aa) Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG bestimmt, dass bei Wahlen in Kreisen und Gemeinden 

auch Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen 

Gemeinschaft besitzen, nach Maßgabe von Recht der Europäischen Gemeinschaft 

wahlberechtigt und wählbar sind. Die Vorschrift erweitert das aktive und passive 

Kommunalwahlrecht in dem in Art. 22 Abs. 1 AEUV vorgesehenen Umfang auf Per-

sonen, die nicht Deutsche sind, aber die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates 

der Union besitzen und ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland haben 

(vgl. BTDrucks 12/3338, S. 11). Die Thüringer Verfassung gewährleistet diese Vor-

gabe in Art. 95 Satz 1 ThürVerf, der insoweit einer grundgesetzkonformen Auslegung 

zugänglich ist, ohne dass diesem Auslegungsergebnis Art. 104 ThürVerf entgegen-

steht. 
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Die Bezugnahme in Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG auf das Recht der Europäischen Ge-

meinschaft ist eine dynamische Verweisung, die einen Widerspruch zwischen deut-

schem und unionalem Recht vermeiden soll (vgl. BVerfG, Beschluss vom 31. März 

2016 - 2 BvR 1576/13 -, juris Rn. 59 m. w. N.). Nach Art. 2 Abs. 1 Buchst. b der 

Richtlinie 94/80/EG sind Kommunalwahlen die allgemeinen, unmittelbaren Wahlen, 

die darauf abzielen, die Mitglieder der Vertretungskörperschaft und ggf. gemäß den 

Rechtsvorschriften jedes Mitgliedstaats den Leiter und die Mitglieder des Exekutivor-

gans einer lokalen Gebietskörperschaft der Grundstufe zu bestimmen. Aus dem An-

hang zur Richtlinie ergibt sich, dass als lokale Gebietskörperschaft der Grundstufe in 

Deutschland u. a. die kreisfreie Stadt, der Kreis und die Gemeinde gelten. 

bb) Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG modifiziert zwar nicht den Volksbegriff, er erweitert aber 

das Legitimationssubjekt des kommunalen Teilvolkes um die im Gemeindegebiet 

(bzw. Kreisgebiet) wohnhaften Unionsbürger aus anderen Mitgliedstaaten. Hierdurch 

hat der verfassungsändernde Gesetzgeber die Grundlage für die demokratische 

Staatsgewalt auf kommunaler Ebene in personeller Hinsicht insgesamt verändert 

(vgl. Henneke, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, 14. Aufl. 2018, Art. 28 

Rn. 28). Aufgrund von Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG können die Unionsbürger die perso-

nelle Zusammensetzung kommunaler Volksvertretungen unmittelbar mitbestimmen 

und dadurch mittelbar an den dort zu treffenden Entscheidungen mitwirken. Soweit 

sie als Inhaber des passiven Wahlrechts zum Mitglied einer Volksvertretung gewählt 

sind, wirken sie auch unmittelbar an den zu treffenden Sachentscheidungen mit (vgl. 

BVerfG, Beschluss vom 31. März 2016 - 2 BvR 1576/13 -, juris Rn. 60 f.). 

cc) Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG steht der Teilnahme von ausländischen Unionsbürgern 

an Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden nicht entgegen (vgl. VerfGHE BY 66, 70 

[87] = juris Rn. 124; a. A. Wehr, BayVBl. 1996, S. 549 [550]; Vogelsang, in: 

Friauf/Höfling, BK GG, Bd. III, Stand 2002, Art. 28 Rn. 75 m. w. N.; Schwarz, in: von 

Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. II, 7. Aufl. 2018, Art. 28 Rn. 121 m. w. N.). Auch ist 

ein Widerspruch zu den Regelungen des primären und des sekundären Unionsrechts 

nicht erkennbar, da diese die Möglichkeit zur Teilnahme ausländischer Unionsbürger 

an kommunalen Abstimmungen weder verlangen noch verbieten (VerfGHE BY 66, 

70 [87] = juris Rn. 125). 
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Unter dem Gesichtspunkt der Systemgerechtigkeit, der für die Ausgestaltung demo-

kratischer Teilhaberechte im Rahmen des Art. 95 Satz 1 ThürVerf ebenfalls gilt, ist es 

zulässig, wenn der Landesgesetzgeber ausländischen Unionsbürgern die Mitwirkung 

an Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden ermöglicht. Dadurch vermeidet er den 

Wertungswiderspruch, der entstünde, wenn dieser Personenkreis nicht über Sach-

fragen des eigenen Wirkungskreises der Kommunen abstimmen dürfte, die ansons-

ten von den unter Beteiligung von Unionsbürgern gewählten Kommunalvertretungen 

entschieden würden. Es erscheint inkonsequent, eine Aufspaltung des kommunalen 

demokratischen Legitimationssubjekts anzunehmen, je nachdem, ob die von den 

Bürgern herzuleitenden Entscheidungen einerseits von den gewählten Vertretungen 

bzw. Bürgermeistern oder Landräten und ihren Verwaltungen oder andererseits von 

den Bürgern selbst getroffen werden. Wenn bei einem Bürgerentscheid die Bürger 

eine Sachfrage selbst entscheiden, dann wechselt lediglich die Form, in der Staats-

gewalt auf kommunaler Ebene ausgeübt wird. Das Legitimationssubjekt kann durch 

diesen Formenwechsel bei der Ausübung derselben Staatsgewalt nicht von Verfas-

sungs wegen zwingend ein anderes geworden sein, nämlich ein auf die Deutschen 

im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG beschränkter Teilnehmerkreis (vgl. VerfGHE BY 66, 

70 [91 f.] = juris Rn. 142). 

Überdies ist zu berücksichtigen, dass Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG den Ländern auch bei 

der Ausgestaltung des passiven Wahlrechts Spielräume einräumt. Daher dürfen Uni-

onsbürger aus anderen Mitgliedstaaten in das Amt des Bürgermeisters oder Landrats 

auch dann gewählt werden, wenn diese Amtsinhaber nach den kommunalrechtlichen 

Bestimmungen Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises wahrnehmen. Vor die-

sem Hintergrund ist die auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises be-

schränkte Mitwirkung an kommunalen Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden eben-

falls als zulässig anzusehen (vgl. Dreier, in: Dreier, GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 28 

Rn. 72 m. w. N; Henneke, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, 14. Aufl. 

2018, Art. 28 Rn. 28 m. w. N.). 

c) Die Einräumung eines Stimmrechts an ausländische Unionsbürger verstößt nicht 

gegen das Demokratieprinzip bzw. das Prinzip der Volkssouveränität (Art. 44 Abs. 1 

Satz 2, Art. 45 Satz 1 ThürVerf). 
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Als Ausübung von Staatsgewalt, die stets demokratischer Legitimation bedarf, stellt 

sich jedenfalls jedes amtliche Handeln mit Entscheidungscharakter dar. Solche Ent-

scheidungen steuern die staatliche Herrschaft und müssen sich daher vom Volk her-

leiten. Dies gilt gleichermaßen für Entscheidungen, die unmittelbar nach außen wir-

ken, wie für solche, die durch einen anderen Verwaltungsträger umgesetzt werden 

müssen, sofern dieser dazu rechtlich verpflichtet ist (vgl. BVerfGE 83, 60 [73] = juris 

Rn. 39 m. w. N.). 

Nach § 23 Abs. 2 ThürEBBG hat der Bürgerentscheid die Wirkung eines Gemeinde-

ratsbeschlusses. Er stellt damit die Ausübung von Staatsgewalt dar. Selbiges gilt für 

das den Bürgerentscheid vorbereitende Bürgerbegehren. 

Da Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG die personelle Grundlage demokratischer Legitimation 

zugunsten ausländischer Unionsbürger erweitert und ihrer Teilnahme an kommuna-

len Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden nicht entgegensteht, kann auch das 

Demokratieprinzip bzw. das Prinzip der Volkssouveränität nicht verletzt sein.  

d) Die Einräumung eines Stimmrechts an Minderjährige verstößt nicht gegen die 

Wahlrechtsgrundsätze der Thüringer Verfassung. 

Die Wahlrechtsgrundsätze gelten als ungeschriebenes Verfassungsrecht auch für 

Abstimmungen des Volkes (vgl. BVerfG, Beschluss vom 1. August 

1978 - 2 BvR 123/76 -, BVerfGE 49, 15 [19] = juris Rn. 13 m. w. N.). Diese werden 

jedoch durch die Teilnahme von Minderjährigen nicht verletzt. Insoweit wird auf die 

Ausführungen zur Verfassungsmäßigkeit der Wahlberechtigung von 16- und 17-

Jährigen Bezug genommen (C. II. 2.). 

e) Die Einräumung eines Stimmrechts an Minderjährige verstößt auch nicht gegen 

die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 3 Abs. 2 ThürVerf), das Recht auf Entwicklung 

von Kindern und Jugendlichen (Art. 19 Abs. 1 ThürVerf) und das Elternrecht (Art. 21 

ThürVerf). Insoweit wird auf die Ausführungen zum Wahlrecht Bezug genommen 

(C. II. 2. g). 
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f) Der Einräumung eines Stimmrechts an Minderjährige steht auch kein Bundesrecht 

entgegen (zum Bundesrecht als Prüfungsmaßstab im landesverfassungsgerichtli-

chen Verfahren vgl. oben unter C. I. 4.). 

aa) Aufgrund des Verweises in § 2 Abs. 1 ThürEBBG auf § 1 Abs. 1 Nr. 1 ThürKWG 

sind die 16- und 17-Jährigen für Bürgerbegehren und Bürgerentscheide stimmbe-

rechtigt. Damit können nach Auffassung der Antragstellerin diese Minderjährigen 

auch als Vertreter der Antragsteller (Vertrauensperson bzw. stellvertretende Vertrau-

ensperson) auftreten (§ 3 Abs. 1 ThürEBBG) und sind berechtigt, verbindliche Erklä-

rungen im Verfahren abzugeben sowie verpflichtet, solche Erklärungen entgegenzu-

nehmen (§ 3 Abs. 2 ThürEBBG). 

(1) Aus § 3 Abs. 3 ThürEBBG ergeben sich Anwesenheits- und Rederechte in den 

entsprechenden Sitzungen des Gemeinderats und dessen Ausschüssen. Die Ver-

trauensperson reicht beim Bürgermeister die Unterschriftenlisten mit der erforderli-

chen Anzahl der Unterschriften nach § 6 Abs. 5 Satz 1 ThürEBBG ein. Dieser infor-

miert die Vertrauensperson über das festgestellte Ergebnis (§ 6 Abs. 5 

Satz 6 ThürEBBG). Die Entscheidung des Gemeinderats zum Bürgerbegehren ist 

der Vertrauensperson zuzustellen, gegen die sie Klage beim Verwaltungsgericht er-

heben kann (§ 12 Abs. 5 Satz 1 und 2, § 14 Abs. 5 und 6 Satz 1 ThürEBBG). Selbi-

ges gilt bei Bürgerbegehren in Ortsteilen und Ortschaften (§ 16 ThürEBBG) sowie in 

Landkreisen (17 ThürEBBG). Die § 13 Abs. 1, § 18 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 Satz 2, 

§ 19 Abs. 1 Satz 1, § 27 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 4 ThürEBBG enthalten für die 

Vertrauensperson weitere Regelungen zu Terminen und Fristen sowie zur Erledi-

gung und Kostenerstattung. 

(2) Allerdings regelt § 3 ThürEBBG nicht, wer Vertrauensperson sein darf und be-

stimmt nicht ausdrücklich, dass auch Minderjährige Vertrauenspersonen sein kön-

nen. Der Rechtsgedanke des § 12 Abs. 1 Nr. 2, 2. Alt. ThürVwVfG, der die Fähigkeit 

zur Vornahme von Verfahrenshandlungen bei beschränkt geschäftsfähigen Personen 

nur vorsieht, wenn sie durch Vorschriften des öffentlichen Rechts als handlungsfähig 

anerkannt sind, spricht gegen die Annahme, dass Minderjährige als Vertrauensper-

sonen handeln dürfen. Angesichts des genannten Aufgabenkreises, den eine Ver-
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trauensperson bzw. stellvertretende Vertrauensperson trifft, hätte es einer ausdrück-

lichen Festlegung der partiellen Handlungsfähigkeit durch den Gesetzgeber bedurft. 

Eine solche lässt sich auch nicht im Wege der Auslegung feststellen, da es keinen 

sachlichen Grund gibt, dass die Minderjährigen über ihr Stimmrecht hinaus persön-

lich an Verfahrenshandlungen mitwirken. Ein besonderes Interesse des Minderjähri-

gen oder ein besonderes öffentliches Interesse ist insoweit nicht ersichtlich. 

(3) Die fehlende Handlungsfähigkeit von minderjährigen Wahlberechtigten gilt auch 

für die Regelung des § 16 ThürKWG über Beauftragte für Wahlvorschläge. Soweit 

nach § 16 Abs. 1 Satz 2 ThürKWG der Beauftragte und sein Stellvertreter wahlbe-

rechtigt sein müssen, ist davon auszugehen, dass es sich nur um eine notwendige, 

aber keine hinreichende Bedingung handelt. Die mit der Absenkung der Altersgrenze 

vom Gesetzgeber verfolgten Ziele werden bereits mit der Einräumung des Wahl- 

bzw. Stimmrechts für die Minderjährigen erreicht. Gründe, dass sie darüber hinaus 

auch die Funktion des Beauftragten bzw. Stellvertreters wahrnehmen können müs-

sen, sind nicht erkennbar und ergeben sich auch nicht aus der Gesetzesbegründung 

der Landesregierung, in der sich kein Hinweis auf § 16 ThürKWG findet. 

bb) Soweit an Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden auch Personen teilnehmen, 

die im Falle ihrer Volljährigkeit gemäß § 1896 BGB unter rechtlicher Betreuung stün-

den, wird auf die Ausführungen zum Wahlrecht verwiesen. 

3. § 1 Abs. 4 ThürEBBG ist materiell mit der Thüringer Verfassung vereinbar. 

Nach § 1 Abs. 4 ThürEBBG sind Einwohneranträge, Bürgerbegehren und Bürgerent-

scheide, mit denen die Vertreter der Gemeinde in Zweckverbänden zu einem Han-

deln oder Unterlassen in der Verbandsversammlung aufgefordert werden, zulässig. 

Gemäß § 1 Abs. 1, § 11 Abs. 1 ThürEBBG beziehen sich Bürgerbegehren, Bürger-

entscheide sowie das Recht, Einwohneranträge zu stellen, ausschließlich auf die 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde. Der Gegenstand und 

Inhalt dieses Zuständigkeitsbereichs ergeben sich aus Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG, 

Art. 91 Abs. 1 ThürVerf und werden durch § 2 Abs. 1 ThürKO näher umschrieben. 

§ 1 Abs. 4 ThürEBBG erweitert diesen Anwendungsbereichs nicht auf die Angele-
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genheiten des übertragenen Wirkungskreises im Sinne von § 3 Abs. 1 

Satz 1 ThürKO. 

§ 1 Abs. 4 ThürEBBG ist ferner im systematischen Zusammenhang mit dem Thürin-

ger Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) auszulegen. Selbst 

wenn Gemeinden und Landkreise nach § 16 Abs. 1 ThürKGG auch Aufgaben des 

übertragenen Wirkungskreises auf einen Zweckverband übertragen können, so er-

streckt sich § 1 Abs. 4 ThürEBBG nicht auf diesen Teil des Aufgabenspektrums. 

Einwohneranträge, Bürgerbegehren und Bürgerentscheide nach § 1 

Abs. 4 ThürEBBG sind daher ihrem Gegenstand nach auf Angelegenheiten des ei-

genen Wirkungskreises beschränkt, die der Zweckverband anstelle seiner Mitglieder 

wahrnimmt. 

Die Funktionsweise des § 1 Abs. 4 ThürEBBG erklärt sich im Übrigen vor dem Hin-

tergrund der Regelung des § 20 Abs. 1 ThürKGG, die den Übergang der Aufgaben 

und Befugnisse der Verbandsmitglieder auf den Zweckverband regelt. Ist eine Auf-

gabe des eigenen Wirkungskreises auf den Zweckverband übergegangen, kann sie 

auch nicht mehr Gegenstand eines gemeindeinternen Bürgerbegehrens sein. Bür-

gerbegehren gegen Zweckverbände sieht das Gesetz jedoch nicht vor. Insofern mil-

dert § 1 Abs. 4 ThürEBBG die Wirkungen der Aufgabenübertragung ab, indem zu-

mindest auf das Verhalten des Gemeindevertreters in der Verbandsversammlung 

Einfluss genommen werden kann (vgl. auch VG Stuttgart, Urteil vom 30. Juni 

2010 - 7 K 273/09 -, juris Rn. 51 ff. m. w. N.). Andernfalls hätten es die Gemeinden in 

der Hand, durch die Übertragung von Aufgaben des eigenen Wirkungskreises die 

Instrumente der direkten Demokratie leerlaufen zu lassen. 

§ 18 Abs. 5 Satz 3 ThürEBBG, wonach zu den gemeindlichen Angelegenheiten auch 

solche gehören, deren Erledigung auf den Zweckverband übertragen worden ist, 

steht dieser Auslegung des § 1 Abs. 4 ThürEBBG nicht entgegen. § 18 Abs. 5 Satz 3 

ThürEBBG ist im Normzusammenhang zu lesen, der sich auf Ratsbegehren und 

Ratsreferenden bezieht. Ohne diese Regelung könnte ein Gemeinderat bei Aufga-

ben, deren Erledigung auf einen Zweckverband übertragen worden sind, kein Rats-

begehren und auch kein Ratsreferendum durchführen. Sie bestätigt gerade den 
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Übergang der Aufgaben und Befugnisse auf den Zweckverband gemäß § 20 Abs. 1 

ThürKGG, so dass sich der Inhalt des Ratsbegehrens und des Ratsreferendums 

wiederum nur aus § 1 Abs. 4 ThürEBBG ergeben kann. 

4. § 20 Abs. 4 Satz 4 ThürEBBG ist materiell mit der Thüringer Verfassung vereinbar. 

a) Nach § 20 Abs. 4 Satz 4 ThürEBBG ist eine Stimme unter anderem ungültig, wenn 

die Abstimmungsfrage bei einem Bürgerentscheid, bei dem auch ein Alternativvor-

schlag des Gemeinderats zur Abstimmung steht, in beiden Fällen mit einem „Ja“ be-

antwortet wird. 

Eine abweichende Abstimmungsregelung sieht § 18 Abs. 7 ThürEBBG vor. Wenn 

mehrere Bürgerentscheide zum gleichen Thema stattfinden oder eine Alternativvor-

schlag zur Abstimmung steht, hat der Gemeinderat eine Stichfrage für den Fall zu 

beschließen, dass die gleichzeitig zur Abstimmung gestellten Fragen in einer mitei-

nander nicht zu vereinbarenden Weise beantwortet werden (§ 18 Abs. 7 Satz 1 

ThürEBBG). Es gilt dann diejenige Entscheidung, für die sich im Stichentscheid die 

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen ausspricht (§ 18 Abs. 7 

Satz 2 ThürEBBG). Bei Stimmgleichheit im Stichentscheid gilt der Bürgerentscheid, 

dessen Frage mit der höchsten Stimmzahl mehrheitlich beantwortet worden ist 

(§ 18 Abs. 7 Satz 3 ThürEBBG). 

Die Antragstellerin ist der Auffassung, dass der Ausschluss von sogenannten Dop-

pel-Ja-Stimmen in § 20 Abs. 4 Satz 4 ThürEBBG gegen den Grundsatz der Freiheit 

der Abstimmung, den Grundsatz der Abstimmungsgleichheit sowie den Grundsatz 

der Chancengleichheit verstößt. 

b) Da die Wahlrechtsgrundsätze als ungeschriebenes Verfassungsrecht auch für Ab-

stimmungen des Volkes gelten, sind sie auch bei Bürgerentscheiden zu beachten. 

Allerdings kommt dem Gesetzgeber - wie bei Wahlen - ein Spielraum bei der Ausge-

staltung der verschiedenen Abstimmungsgrundsätze zu, weswegen sich die Prüfung 

darauf beschränkt, ob dessen Grenzen überschritten sind, nicht aber, ob er zweck-

mäßige oder rechtspolitisch erwünschte Lösungen gefunden hat. 
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c) Nach der in der mündlichen Verhandlung vertretenen Auffassung der Landesregie-

rung erfasst die Regelung in § 20 Abs. 4 Satz 4 ThürEBBG nur den Alternativvor-

schlag des Gemeinderats gemäß § 18 Abs. 3 ThürEBBG. Der Alternativvorschlag 

der Bürger (§ 18 Abs. 5 Satz 4 ThürEBBG) unterfällt hingegen dem Anwendungsbe-

reich des § 18 Abs. 7 ThürEBBG. 

d) Den Wahlrechtsgrundsätzen der Thüringer Verfassung ist nicht zu entnehmen, 

dass sie einem einfachgesetzlichen Verbot von Doppel-Ja-Stimmen bei kommunalen 

Bürgerentscheiden entgegenstehen. Vielmehr verfolgt der Gesetzgeber ein legitimes 

Ziel, wenn er Abstimmungsregelungen schafft, deren Ziel es ist, möglichst wider-

spruchsfreie und eindeutige Abstimmungsergebnisse sicherzustellen. Auch verpflich-

ten die Abstimmungsgrundsätze der Thüringer Verfassung den Gesetzgeber nicht 

dazu, zur Vermeidung von widersprüchlichen Abstimmungsergebnissen in allen Fall-

konstellationen die gleichen Mechanismen vorzusehen. 

IV. 

§ 16 Satz 1 und § 96a ThürKO in der Fassung des Thüringer Gesetzes zur direkten 

Demokratie auf kommunaler Ebene vom 7. Oktober 2016 (GVBl. S. 506) sowie 

§ 2 Abs. 2, § 7 Abs. 1, § 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 ThürEBBG sind mit der Verfas-

sung des Freistaats Thüringen vereinbar. 

1. Die Vorschriften sind formell verfassungsgemäß. 

Verfahrensfehler im Gesetzgebungsprozess sind weder vorgetragen noch ersichtlich. 

Insbesondere wurden der Gemeinde- und Städtebund Thüringen sowie der Thüringi-

sche Landkreistag und damit die kommunalen Spitzenverbände angehört. Das nach 

Art. 91 Abs. 4 ThürVerf erforderliche Anhörungsverfahren ist somit erfolgt. 

2. Zudem sind die § 16 Satz 1 und § 96a ThürKO in der Fassung des Thüringer Ge-

setzes zur direkten Demokratie auf kommunaler Ebene vom 7. Oktober 2016 
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(GVBl. S. 506) sowie § 2 Abs. 2, § 7 Abs. 1, § 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 ThürEBBG 

(im Folgenden: das Institut des Einwohnerantrags) materiell verfassungsgemäß. 

a) Das Institut des Einwohnerantrags verstößt nicht gegen das Demokratieprinzip 

bzw. das Prinzip der Volkssouveränität (Art. 44 Abs. 1 Satz 2, Art. 45 Satz 1 

ThürVerf). 

aa) Nach § 16 Satz 1 ThürKO können die Einwohner beantragen, dass der Gemein-

derat über eine gemeindliche Angelegenheit, für deren Entscheidung er zuständig ist, 

berät und entscheidet (Einwohnerantrag). Selbiges gilt durch den Verweis in § 96a 

ThürKO auf § 16 ThürKO auch für die Landkreise. Die Einzelheiten zum Einwoh-

nerantrag sind in § 1 Abs. 1 und 2, § 2 Abs. 2, §§ 7 bis 10 ThürEBBG geregelt. 

Der erfolgreiche Einwohnerantrag verpflichtet den Gemeinderat (bzw. Ortsteilrat, 

Ortschaftsrat oder Kreistag) lediglich, über die entsprechende gemeindliche Angele-

genheit bzw. die Kreisangelegenheit zu beraten und zu entscheiden (§ 7 Abs. 1, 

§ 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1 ThürEBBG). Die Entscheidung selbst bleibt bei dem kommu-

nalen Gremium, dem keinerlei Vorgaben über den Inhalt der zu treffenden Entschei-

dung gemacht werden. 

bb) Bei dem Institut des Einwohnerantrags handelt es sich um eine Form der Bür-

gerbeteiligung auf der kommunalen Ebene, der auf Landesebene der Bürgerantrag 

gemäß Art. 68 ThürVerf entspricht. 

Im Hinblick auf den in Art. 68 ThürVerf geregelten Bürgerantrag hat der Verfas-

sungsgerichtshof bereits entschieden, dass dieser nicht mit der Ausübung von 

Staatsgewalt nach Art. 45 Satz 1 ThürVerf verbunden ist (ThürVerfGH, Urteil vom 

19. September 2001 - 4/01 -, juris Rn. 145). Dies entspricht der Rechtsprechung des 

Hamburgischen Verfassungsgerichts zur Volksinitiative (Art. 50 der Verfassung der 

Freien und Hansestadt Hamburg) als einem lediglich auf Herbeiführung einer Ab-

stimmung gerichteten Verfahren (vgl. HambVerfG, Urteil vom 14. Dezember 

2011 - HVerfG 3/10 -, juris Rn. 132). 
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cc) Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 30. Juli 1958 (2 BvF 3/58 u. a. -, 

BVerfGE 8, 104 ff.) steht dem nicht entgegen. In dieser Entscheidung ging es um die 

Frage der Verfassungsmäßigkeit des hamburgischen und bremischen Gesetzes zur 

Volksbefragung über Atomwaffen. Zwar hat das Bundesverfassungsgericht ausge-

führt, dass Verfassungsorgane nicht nur Staatsgewalt ausüben, wenn sie rechtsver-

bindliche Akte setzen, sondern auch dann, wenn sie von Befugnissen Gebrauch ma-

chen, die nicht unmittelbar verbindliche Wirkungen hervorrufen (juris Rn. 33). Ent-

scheidend war aber, dass die Länder Hamburg und Bremen als Gliedstaaten der 

Bundesrepublik auf Grund einer gesetzlichen Regelung die Befragung zu einem kon-

kreten Thema durchführten und dass die wahlberechtigten Bürger - das Staats-

volk - sich genauso wie bei verbindlichen Volksabstimmungen, Volksbegehren und 

Volksentscheiden äußern sollten, also die Aktivbürger in derselben Weise und nach 

denselben Regeln wie bei Wahlen zum Parlament und bei Volksabstimmungen von 

ihrem Stimmrecht Gebrauch machen sollten (juris Rn. 33). 

Im Unterschied hierzu wenden sich bei einem Einwohnerantrag die Einwohner an 

den Gemeinderat, Ortsteilrat, Ortschaftsrat bzw. den Kreistag, ohne dass dafür ein 

besonderer verfahrensrechtlicher und materiell-rechtlicher Schutz wie bei Wahlen 

und Abstimmungen vorgesehen ist. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 

30. Juli 1958 gibt auch deshalb für die vorliegende Fallkonstellation nichts her, weil 

es in dem entschiedenen Fall um einen Verstoß gegen die bundesstaatliche Zustän-

digkeitsordnung im Verhältnis von Bund und Ländern ging, während sich bei Ein-

wohneranträgen die Antragsberechtigung allein auf Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungskreises bezieht, die von den Zuständigkeiten des Bundes strikt unter-

scheidbar sind. 

Allein der Umstand, dass ein Einwohnerantrag mitursächlich für die spätere Aus-

übung von Staatsgewalt sein kann, führt nicht dazu, dass er als eine Form der Aus-

übung von Staatsgewalt anzusehen ist. Andernfalls müssten beispielsweise auch 

Petitionen oder an die Verwaltung gerichtete Anträge als Ausübung von Staatsgewalt 

qualifiziert werden. 
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b) Damit verstößt das Institut des Einwohnerantrag auch nicht gegen das in der Thü-

ringer Verfassung angelegte Gebot des Vorrangs der repräsentativen Demokratie 

(vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 19. September 2001 - 4/01 -, juris Rn. 177 ff.). 

Weder zielt das Antragsrecht der Einwohner auf die Ersetzung der Zuständigkeiten 

des Gremiums noch haben die gesetzlichen Regelungen strukturell die Wirkung, 

dessen Entscheidungsautonomie auszuhöhlen. § 7 Abs. 1 ThürEBBG verpflichtet 

den Gemeinderat, über den Einwohnerantrag zu beraten und zu entscheiden, bindet 

ihn aber in keiner Weise an ein bestimmtes Ergebnis. Entgegen der Auffassung der 

Antragstellerin räumt § 1 Abs. 4 ThürEBBG auch kein faktisches Weisungsrecht ge-

genüber den Vertretern der Gemeinde in den Zweckverbänden ein. Der Einwoh-

nerantrag ist nach § 7 Abs. 2 Satz 1 ThürEBBG schriftlich an die Gemeinde zu rich-

ten. Nach § 8 ThürEBBG berät und entscheidet der Gemeinderat über die beantragte 

Angelegenheit. Damit obliegt die Entscheidung, ob der Vertreter der Gemeinde in 

den Zweckverbänden zu einem Handeln oder Unterlassen in der Verbandsversamm-

lung aufgefordert wird, allein dem Gemeinderat und nicht den stimmberechtigten 

Einwohnern. 

c) Auch das Stimmrecht aller Einwohner der Gemeinde, die das 14. Lebensjahr voll-

endet haben, ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit (vgl. § 2 Abs. 2 ThürEBBG 

i. V. m. § 10 Abs. 1 Satz 1 ThürKO), verstößt nicht gegen das Demokratieprinzip, da 

die Stimmberechtigten mit dem Einwohnerantrag keine Staatsgewalt ausüben. 

d) Mangels Ausübung von Staatsgewalt ist auch das Homogenitätsgebot (Art. 28 

Abs. 1 Satz 1 GG) nicht verletzt. 

e) Das Institut des Einwohnerantrags verstößt nicht gegen die kommunale Selbst-

verwaltungsgarantie (Art. 91 Abs. 1 und 2 ThürVerf). 

Art. 91 Abs. 1 und 2 ThürVerf regelt die Selbstverwaltungsgarantie der Gemeinden 

und Landkreise. Zum Selbstverwaltungsrecht gehört auch, dass die verfassungsmä-

ßigen Organe der Gemeinde funktionsfähig und in der Lage bleiben müssen, eigen-

ständig und selbstverantwortlich über die Angelegenheiten der Gemeinde zu ent-
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scheiden. Entsprechendes gilt für die Organe der Landkreise, auch wenn den Land-

kreisen keine Allzuständigkeit zukommt (vgl. BayVerfGH, Entscheidung vom 

29. August 1997 - Vf. 8 VII 96 u. a. -, VerfGHE BY 50, 181 [203] = juris Rn. 71 

m. w. N.). Daher muss der Gesetzgeber unter Beachtung des Selbstverwaltungs-

rechts die die Kommunalverfassung nach wie vor prägenden Elemente der repräsen-

tativen Demokratie mit den auf kommunaler Ebene eingeführten Elementen unmittel-

barer Demokratie in einer Weise verbinden, die sicherstellt, dass die Gemeinden 

handlungsfähig bleiben. Insbesondere darf er durch Regelungen über Formen direk-

ter Demokratie auf kommunaler Ebene die Befugnisse der gewählten Vertretungsor-

gane nicht so beschneiden, dass dadurch das Selbstverwaltungsrecht ausgehöhlt 

wird (vgl. VerfGHE BY 50, 181 [204] = juris Rn. 72 m. w. N.). 

Da Einwohneranträge den Gemeinde- und Kreisräten die Entscheidungsbefugnis 

nicht entziehen, kann durch sie das Selbstverwaltungsrecht nicht ausgehöhlt werden. 

Die von der Antragstellerin skizzierte Situation des Missbrauchs des Einwohneran-

tragsrechts lässt sich zwar nicht ausschließen. Allerdings sind Einwohneranträge, die 

allein darauf abzielen, Kapazitäten der Gemeinde- und Kreisräte zu binden, unzuläs-

sig. Im Übrigen enthielt bereits die Thüringer Kommunalordnung vom 16. August 

1993 das Institut des Einwohnerantrags (damals Bürgerantrag). Eine missbräuchli-

che Handhabung ist bislang nicht vorgekommen, jedenfalls nicht bekannt (zur mögli-

chen „Inflation“ von Bürgeranträgen vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 19. September 

2001 - 4/01 -, juris Rn. 146). 

f) Das Institut des Einwohnerantrags verstößt nicht gegen die Freiheit des Mandats. 

aa) Gemeindevertretungen und Kreistage sind keine Parlamente im staatsrechtlichen 

Sinne. Die Gemeindevertretung ist ein Organ der Verwaltung, dem in erster Linie 

verwaltende Tätigkeiten anvertraut sind. Anders als staatliche Parlamente üben Ge-

meindevertretungen und Kreistage keine Gesetzgebungszuständigkeit aus. Hieran 

ändern auch die kollegiale Struktur des Vertretungsorgans sowie die Befugnis zur 

Satzungsgebung nichts. Die kommunale Vertretungsorgane haben auch keine Krea-

tionsfunktion für ein der Regierung vergleichbares Gremium. Schließlich unterliegen 
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die Entscheidungen der kommunalen Vertretungsorgane der staatlichen Aufsicht 

(vgl. BVerfGE 120, 82 [112] = juris Rn. 123). 

bb) Allerdings schreibt Art. 95 Satz 1 ThürVerf (bzw. Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG) vor, 

dass die Vertretung des Volkes in den Gemeinden und Gemeindeverbänden aus all-

gemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen 

sein muss. Insofern ist die Legitimation der kommunalen Mandatsträger mit der von 

Parlamentsabgeordneten vergleichbar. Dementsprechend hat der Gesetzgeber die 

Freiheit des Mandats der Mitglieder von Stadt- und Gemeinderäten sowie Kreistagen 

in § 24 Abs. 1, § 103 Abs. 1 ThürKO normiert. Danach üben sie ihr Ehrenamt nach 

dem Gesetz und ihrer freien, dem Gemeinwohl verpflichteten Überzeugung aus und 

sind an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. Das gilt insbesondere für ihr Ab-

stimmungsverhalten. Das freie Mandat der kommunalen Mandatsträger stellt daher 

ebenso wie das freie Mandat der Abgeordneten auf Bundes- und Landesebene eine 

Konkretisierung des Demokratieprinzips und des Grundsatzes der Gewaltenteilung 

dar (vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 8. Juni 2016 - 25/15 -, juris Rn. 104). 

cc) Die Freiheit des Mandats wird durch einen erfolgreichen Einwohnerantrag nicht 

verletzt, da - wie ausgeführt - die Mandatsträger über die gemeindliche Angelegen-

heit bzw. die Kreisangelegenheit lediglich beraten und entscheiden müssen, dabei 

aber inhaltlich ungebunden sind. 

Es ist auch nicht ersichtlich, dass durch einen Einwohnerantrag auf die Mandatsträ-

ger in unzulässiger Weise faktisch eingewirkt wird. Zwar kann die Freiheit und Unab-

hängigkeit des Mandates nicht nur durch staatliche Organe, Fraktionen und Parteien, 

sondern auch durch Einflussnahmen von Privaten gefährdet werden. Hierfür reicht es 

aber nicht aus, dass die kommunalen Mandatsträger lediglich zu einer Beratung und 

Entscheidung über eine gemeindliche Angelegenheit oder eine Kreisangelegenheit 

verpflichtet werden, bei der sie im Übrigen keinen Aufträgen und Weisungen unter-

liegen. Beratungen und Entscheidungen gehören zu ihren Aufgaben. Eine Verpflich-

tung hierzu bewirkt keinen Eingriff in das freie Mandat. Daher ist auch die Festlegung 

der Tagesordnung für die Gemeinderats- bzw. Kreistagssitzung nicht durch das freie 

Mandat geschützt. Die Tagesordnung legt lediglich die Beratungs- und Abstim-
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mungsgegenstände fest, ohne auf den Inhalt der Beratungen und Abstimmungen 

Einfluss zu nehmen. 

g) Aus den oben genannten Gründen (C. II. 2. g) verstößt das Institut des Einwoh-

nerantrags nicht gegen die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 3 Abs. 2 ThürVerf), 

das Recht auf Entwicklung von Kindern und Jugendlichen (Art. 19 Abs. 1 ThürVerf) 

sowie das Elternrecht (Art. 21 ThürVerf) und steht auch nicht im Widerspruch zum 

Bundesrecht, soweit dieses hier über das Rechtsstaatsprinzip (Art. 44 Abs. 1 Satz 2 

ThürVerf) überprüfbar ist. 

D. 

Soweit die Antragstellerin darüber hinaus die Verfassungswidrigkeit weiterer Vor-

schriften geltend macht, kann offen bleiben, ob der Antrag überhaupt zulässig ist. 

Weder aus dem schriftsätzlichen Vortrag noch aus der mündlichen Verhandlung ha-

ben sich Gesichtspunkte für eine Verfassungswidrigkeit dieser Vorschriften ergeben. 

Die Antragstellerin hat im Übrigen in der mündlichen Verhandlung bestätigt, dass sie 

die Verfassungswidrigkeit und Nichtigkeit dieser Regelungen ausschließlich mit dem 

Teilnahmerecht der Minderjährigen und der (EU-)Ausländer begründet. 

E. 

Das Verfahren ist kostenfrei, § 28 Abs. 1 ThürVerfGHG. Auslagen werden nicht er-

stattet, § 29 ThürVerfGHG. 

F. 

Die Entscheidung ist - mit nachfolgenden Ausnahmen - einstimmig ergangen. Sie ist 

bezüglich der ungleichen Behandlung von Volljährigen und Minderjährigen im Hin-

blick auf den Ausschluss vom Wahlrecht nach § 2 Nr. 2 ThürKWG (C. II. 2. d), der 

Teilnahme von ausländischen Unionsbürgern an Bürgerbegehren und Bürgerent-
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scheiden (C. III. 2.) sowie der Teilnahme von 14- bis 17-Jährigen und Ausländern an 

Einwohneranträgen (C. IV. 2.) mit jeweils 6:3 Stimmen getroffen worden. 

Dr. von der Weiden Prof. Dr. Baldus Prof. Dr. Bayer 

Heßelmann Prof. Dr. Ohler Prof. Dr. Schwan 

Eberhardt Peters Pollak 
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Sondervotum des Mitglieds des Thüringer Verfassungsgerichtshofs 

Prof. Dr. Manfred Baldus zur Entscheidung vom 25. September 2018  

– ThürVerfGH 24/17 

Während ich die Entscheidung zur Verfassungsmäßigkeit des Wahlrechts Minderjäh-

riger voll und ganz teile, kann ich die Entscheidung allerdings nicht mittragen, soweit 

sie  

- die ungleiche Behandlung von Volljährigen und Minderjährigen bezüglich des 

Ausschlusses vom Wahlrecht (dazu unten I.) 

und soweit sie 

- die Teilnahme von ausländischen Bürgerinnen und Bürgern der Europäischen 

Union an Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden sowie das Recht von Aus-

ländern betrifft, Einwohneranträge zu stellen (dazu unten II.). 

 

I. 

Die Mehrheit des Verfassungsgerichtshofs hat entschieden, dass die ungleiche Be-

handlung von Erwachsenen, die unter Betreuung stehen und daher vom Wahlrecht 

ausgeschlossen sind, und von minderjährigen Wahlberechtigten, denen zum Zeit-

punkt der Wahl ebenfalls die entsprechende Einsichtsfähigkeit fehlt und für die bei 

Erreichen der Volljährigkeit gegebenenfalls ein Betreuungsverhältnis angeordnet 

wird, den Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl nicht verletzt. 

1. Die Mehrheit begründet ihre Entscheidung mit zahlreichen Argumenten: 

- So sei der Gesetzgeber befugt, bei der Ausgestaltung der Wahlberechtigung Ver-

einfachungen und Typisierungen vorzunehmen (S. 35f. des Umdrucks). Bezüglich 

der Bevorzugung von Minderjährigen, für die bei Erreichen der Volljährigkeit gegebe-
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nenfalls ein Betreuungsverhältnis angeordnet wird, handele es sich jedoch um atypi-

sche Fälle, die der Gesetzgeber hätte generalisierend vernachlässigen dürfen 

(S. 37). 

- Es handele sich bei den in Frage kommenden Minderjährigen zudem um eine zah-

lenmäßig kleine Gruppe (S. 37). 

- Auch sei keine Verfahrensweise zu erkennen, mit denen die Ungleichbehandlung 

vermieden werden könne, ohne Rechte anderer zu verletzen (S. 37). 

- Außerdem sei ein solches Verfahren „schlicht unpraktikabel“ (S. 37f.). 

- Ferner: Der Gesetzgeber nehme auch bei volljährigen Wählern in Kauf, dass Per-

sonen an der Wahl teilnähmen, denen die erforderliche Einsichtsfähigkeit fehle 

(S. 38). 

- Darüber hinaus bestünde die „einzige Möglichkeit“, um minderjährige nicht-

einsichtsfähige Wähler vom Wahlrecht sicher auszuschließen, im Absehen von der 

Absenkung des Wahlalters, wobei aber der Gesetzgeber mit dieser Absenkung je-

doch ein verfassungsrechtlich legitimes Ziel verfolge (S. 39). 

- Und schließlich: Die Beseitigung der Benachteiligung von unter Betreuung stehen-

den Erwachsenen durch die Aufhebung ihres Ausschlusses vom Wahlrecht in ande-

ren Bundesländern hätte zur Folge, dass Personen an einer Wahl teilnehmen könn-

ten, die zu einer eigenverantwortlichen Entscheidung nicht in der Lage seien; da dies 

aber eine Vielzahl von Jahrgängen erfassen würde, sei es „fraglich“, ob die Zahl der 

Betroffenen dann noch vernachlässigbar wäre (S. 39). 

2. Betrachtet man diese Argumentation der Mehrheit genauer, so ist festzustellen, 

dass sie nicht nur in sich widersprüchlich ist und die tradierten Regeln ausblendet, 

die bei der Prüfung des Gleichheitssatzes zu beachten sind. Diese Argumentation 

beruht zudem auf einem völlig irreführenden Einsatz der für die Gleichheitsprüfung 

relevanten Figur der Typisierung und generalisierenden Vernachlässigung von Be-

sonderheiten. 
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a. Zunächst ist an das Folgende zu erinnern: Nach der Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts, der sich der Thüringer Verfassungsgerichtshof bislang ange-

schlossen hat, ist die Allgemeinheit der Wahl im Sinne einer strengen und formalen 

Gleichheit zu verstehen (vgl. etwa BVerfG, NJW 2012, 1167, 1168 - Hervorhebung 

nur hier). Der Gesetzgeber hat bei der Ausgestaltung der aktiven und passiven 

Wahlberechtigung nur einen eng bemessenen Spielraum für Beschränkungen. Dabei 

gilt ein strenger Maßstab. Differenzierungen bedürfen zu ihrer Rechtfertigung stets 

eines besonderen, sachlich durch die Verfassung legitimierten Grundes, der mindes-

tens von gleichem Gewicht ist wie die Allgemeinheit der Wahl (BVerfG, NVwZ 2012, 

1167, 1168 – Hervorhebung nur hier). Unter Bezugnahme auf diese Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts und damit ohne inhaltliche Abweichung hält der Thü-

ringer Verfassungsgerichtshof Ausnahmen von der Allgemeinheit der Wahl nur auf-

grund zwingender rechtfertigender Gründe für möglich (ThürVerfGH, LVerfGE 6, 387, 

397 – Hervorhebung nur hier). 

Diesem Prüfungsansatz scheint die Mehrheit des Gerichtshofs offenbar keine Bedeu-

tung mehr beimessen zu wollen, denn bei der Prüfung der Ungleichbehandlung und 

Benachteiligung von Volljährigen ist von diesem Ansatz an keiner Stelle mehr die 

Rede. 

b. Sodann ist darauf hinzuweisen, dass bezüglich des Arguments, es gäbe „kein Ver-

fahren“, das die Teilnahme von nicht-einsichtsfähigen Minderjähren sicher aus-

schließe, sich die Mehrheit offenbar selbst nicht sicher ist. Denn im selben Atemzug, 

indem sie behauptet, es gäbe kein solches Verfahren, führt sie aus, dass ein solches 

Verfahren auch „schlicht unpraktikabel“ wäre. 

Eine solche Argumentation ist mehr als befremdlich: Denn wenn es überhaupt kein 

solches Verfahren geben kann, ist es gänzlich sinnwidrig, über die Praktikabilität ei-

nes solchen Verfahrens weiter nachzudenken. Wird wiederum ein Verfahren zumin-

dest für möglich gehalten, selbst wenn es als „unpraktikabel“ angesehen wird, so wä-

re dann jedoch zu prüfen gewesen, ob Praktikabilitätsgesichtspunkte die vom Ge-

setzgeber bewirkte Benachteiligung der vom Wahlrecht ausgeschlossenen Volljähri-

gen nicht doch rechtfertigen können. 
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c. Die Argumentation der Mehrheit leidet noch an einem weiteren Widerspruch. Denn 

sie rechtfertigt das Wahlrecht von Minderjährigen, denen die erforderliche Einsicht 

fehlt und für die bei Erreichen der Volljährigkeit gegebenenfalls ein Betreuungsver-

hältnis angeordnet wird, zum einen mit dem Argument, der Gesetzgeber nehme auch 

bei manchen volljährigen Wählern in Kauf, dass Personen an der Wahl teilnähmen, 

denen die erforderliche Einsichtsfähigkeit fehle. Zum anderen lehnt sie dann aber 

den Weg ab, den andere Bundesländer gewählt haben, um eine Ungleichbehandlung 

und Benachteiligung von unter Betreuung stehenden Volljährigen zu beseitigen, 

nämlich diesen Volljährigen das Wahlrecht ebenso wie den entsprechenden Minder-

jährigen einzuräumen. Hier kritisiert die Mehrheit wiederum diesen Weg, der dazu 

führt, dass dann aber Personen an einer Wahl teilnehmen könnten, die nicht zu einer 

eigenverantwortlichen Entscheidung in der Lage sind. 

Mit dieser Argumentation wird also die mangelnde Einsichtsfähigkeit einmal als hin-

nehmbar, ein anderes Mal aber als unzulässig betrachtet. 

Und auch die zusätzliche Annahme, dass die Zahl der Minderjährigen, für die eine 

Betreuung einzurichten wäre, gegenüber Volljährigen, die unter Betreuung stehen, 

niedriger sei und deswegen im Unterschied zu den Volljährigen vernachlässigt wer-

den könne, also das Argument der kleinen Zahl, geht fehl. Denn gerade bei Kommu-

nalwahlen in Thüringer Gemeinden mit einer nur sehr niedrigen Einwohnerzahl ist es 

nicht ausgeschlossen, dass auch die Ausübung des Wahlrechts durch einen Minder-

jährigen den Ausschlag geben kann (vgl. Thüringer Landesamt für Statistik, Bevölke-

rung nach Gemeinden und 17 Altersgruppen, Stand 31.12.2017: in dieser Statistik 

sind etwa 20 Gemeinden mit weniger als 100 Einwohnern aufgeführt; diese Proble-

matik der kleinen Zahl wird im Übrigen auch vom Bundesverwaltungsgericht, Urteil 

des 10. Senats vom 13. Juni 2018 - BVerwG 10 C 8.17, Seite 9 des Umdrucks, über-

sehen, wobei sich diese Entscheidung jedoch auf Baden-Württemberg bezieht; aller-

dings lässt das Gericht in seiner Entscheidung auch insoweit empirische Belege 

vermissen, dass in Baden-Württemberg die Zahl der Minderjährigen, für die eine Be-

treuung einzurichten wäre, sich nicht auswirken könnte). 

d. Ebenfalls nicht überzeugen kann die Argumentation der Mehrheit, die einzige 

Möglichkeit, minderjährige Wähler, denen die erforderliche Einsichtsfähigkeit fehle, 
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vom Wahlrecht sicher auszuschließen, bestünde im Absehen von der Absenkung 

des Wahlalters, wobei der Gesetzgeber mit dieser Absenkung jedoch ein verfas-

sungsrechtlich legitimes Ziel verfolge. 

Die Mehrheit geht offenbar davon aus, dass eine Ungleichbehandlung – hier die Be-

nachteiligung von Volljährigen, die unter Betreuung stehen und deshalb vom Wahl-

recht ausgeschlossen sind – damit verfassungsrechtlich gerechtfertigt werden kann, 

dass mit dieser Ungleichbehandlung ein ansonsten verfassungsrechtlich zulässiges 

Ziel verfolgt wird. Damit stellt die Mehrheit die überkommene verfassungsrechtliche 

Dogmatik auf den Kopf. Denn es verhält sich gerade umgekehrt: Verfolgt der Ge-

setzgeber ein – für sich genommen – verfassungsrechtlich zulässiges Ziel, so ist er 

gehalten, auch die Vorgaben der Gleichheitssätze und -anforderungen zu beachten 

und er ist gerade nicht frei, Ungleichbehandlungen und Benachteiligungen mit diesen 

Zielen zu rechtfertigen. 

e. Ein sinnverkehrender Umgang mit der Dogmatik des Gleichheitssatzes zeigt sich 

schließlich hinsichtlich des Arguments, der Gesetzgeber dürfe bei der Gestaltung des 

Wahlrechts typisieren und Besonderheiten verallgemeinernd vernachlässigen. Die 

Mehrheit argumentiert hier, die Privilegierung der Minderjährigen und die Benachtei-

ligung der Volljährigen sei gerechtfertigt, weil es sich um atypische Fälle handele, 

nämlich um eine zahlenmäßig kleine Gruppe, die der Gesetzgeber generalisierend 

vernachlässigen durfte. 

Diese Argumentation muss verblüffen: Denn zunächst stellt sich die Frage, was der 

Gesetzgeber bei seinem Vorgehen überhaupt generalisiert und dabei vernachlässigt 

hat. Und die Antwort muss dabei lauten: Nichts. Denn durch die gesetzgeberische 

Entscheidung, Minderjährige, für die bei Erreichen der Volljährigkeit gegebenenfalls 

eine Betreuung eingerichtet wird, nicht vom Wahlrecht auszuschließen, – und dies im 

Unterschied zu Volljährigen, die unter Betreuung stehen – sind zwei Gruppen ent-

standen, die ungleich behandelt werden und deren Ungleichbehandlung angesichts 

des Grundsatzes der Allgemeinheit der Wahl der Rechtfertigung durch einen sachli-

chen Grund bedarf. Bei der Entstehung und Bildung dieser beiden Gruppen – der 

Gruppe der Volljährigen, die unter Betreuung stehen und der Gruppe der Minderjäh-

rigen, die ebenfalls nicht einsichtsfähig sind und für die bei Volljährigkeit eine Betreu-
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ung eingerichtet wird – hat der Gesetzgeber überhaupt keine Vereinfachung oder 

Typisierung vorgenommen. 

Die Freiheit, Typisierungen und Vereinfachungen vorzunehmen, ist für den Gesetz-

geber im Rahmen der Gleichheitsprüfung jedoch nur bei Wahl der Vergleichsgruppen 

relevant (vgl. dazu etwa aus der Ausbildungsliteratur: Epping, Grundrechte, 

7. Auflage, 2017, Rn. 788f.). An einer anderen Stelle der Entscheidung weist die 

Mehrheit unter Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts so-

gar selbst darauf hin. Sie führt ausdrücklich aus, dass Lebenssachverhalte im Hin-

blick auf wesentliche Gemeinsamkeiten normativ zusammengefasst und Besonder-

heiten, die im Tatsächlichen durchaus bekannt oder absehbar sind, generalisierend 

vernachlässigt werden dürfen; der Gesetzgeber sei eben nicht gehalten, allen Be-

sonderheiten jeweils durch Sonderregelungen Rechnung zu tragen (S. 32f. unter 

Verweis auf BVerfGE 132, 39 [49 f.] = juris Rn. 28 ff. m. w. N.). 

Wenn der Gesetzgeber also regelnd tätig wird, darf er bei der Bildung von Gruppen 

verallgemeinern und typisieren. Tut er dies, so hat er dann in einem zweiten Schritt 

zu prüfen, ob die so unter einer Verallgemeinerung und Typisierung entstandenen 

Gruppen ungleich behandelt und diese Ungleichbehandlung gerechtfertigt werden 

kann. Die Mehrheit verwechselt indessen diese beiden Ebenen der Prüfung und ist 

der unhaltbaren Auffassung, dass das Recht des Gesetzgebers, bei der Bildung von 

Gruppen zu typisieren, zugleich auch eine Ungleichbehandlung und Benachteiligung 

einer durch Typisierung gebildeten Gruppe rechtfertigen kann. 

f. Im Ergebnis zeigt sich bei dieser Argumentation der Mehrheit eine jäh klaffende 

Leerstelle. Die Mehrheit führt allein dogmatisch unzulässige Gründe für die Privilegie-

rung einer faktisch gewiss kleineren Zahl von Minderjährigen an, während sie den 

Nachweis eines besonderen, sachlich durch die Verfassung legitimierten Grundes für 

die Ungleichbehandlung und Benachteiligung einer zahlenmäßig größeren Gruppe 

von Volljährigen schuldig bleibt – und dies, obwohl doch nach der eigenen Recht-

sprechung des Thüringischen Verfassungsgerichtshof die Allgemeinheit der Wahl im 

Sinne einer strengen und formalen Gleichheit zu verstehen ist. 
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II. 

1. Nach Auffassung der Mehrheit legt auch die Thüringer Verfassung zugrunde, dass 

alle Staatsgewalt von Angehörigen des deutschen Volkes ausgeht und dieses seinen 

Willen durch Wahlen, Volksbegehren und Volksentscheid verwirklicht (Art. 45 Satz 1 

und 2 ThürVerf). Damit entspreche die Thüringer Verfassung der inhaltlich überein-

stimmenden Vorgabe des Grundgesetzes in Art. 20 Abs. 2 GG, bei der es sich um 

eine Bestimmung der Bundesverfassung handele, die bei der Auslegung der Thürin-

ger Verfassung zu berücksichtigen sei (vgl. S. 26). Zudem hebt die Mehrheit unter 

Verweis auf die einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts her-

vor, dass es sich auch auf kommunaler Ebene, also auch auf der Ebene der Kreise 

und Gemeinden, ausschließlich um Deutsche handele, die jeweils das Volk bildeten 

und dessen Vertreter wählten. Lediglich ergänzend bestimme Art. 28 Abs. 1 Satz 3 

des Grundgesetzes, dass bei Wahlen in Kreisen und Gemeinden auch Personen, die 

die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besit-

zen, nach Maßgabe von Recht der Europäischen Gemeinschaft wahlberechtigt und 

wählbar seien (S. 23). 

2. Trotz dieser klaren rechtlichen Vorgaben zu den Anforderungen demokratischer 

Legitimation, der die in der Bundesrepublik Deutschland wirkende Staatsgewalt un-

terworfen ist, kommt die Mehrheit zu dem Schluss, dass das durch den Gesetzgeber 

eingeräumte Recht, als Einwohner unbesehen von der jeweiligen Staatsangehörig-

keit einen Einwohnerantrag zu stellen, verfassungsrechtlich zulässig sei. Denn das 

Institut des Einwohnerantrags sehe nicht vor, dass Staatsgewalt ausgeübt werde 

(S. 56). 

Dieser Sichtweise ist zu widersprechen. Denn auch bei der Stellung eines Einwoh-

nerantrages handelt es sich um die Ausübung von Staatsgewalt. 

a. Nach der bei dieser Frage verbindlichen Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts stellt sich als Ausübung von Staatsgewalt, die demokratischer Legiti-

mation bedarf, jedenfalls alles amtliche Handeln mit Entscheidungscharakter dar; 

dabei kommt es nicht darauf an, ob dieses Handeln nach außen wirkt oder nur be-

hördenintern die Voraussetzung für die Wahrnehmung der Amtsaufgaben schafft. 
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Auch solche Entscheidungen bedürfen daher demokratischer Legitimation entspre-

chend der verfassungsrechtlichen Vorgaben (BVerfGE 93, 37, 68). 

Die Stellung eines Einwohnerantrages bedeutet ein solches Handeln mit Entschei-

dungscharakter. Mit einem erfolgreichen Einwohnerantrag haben die Einwohner eine 

verbindliche Entscheidung herbeigeführt, dass Teile der (mittelbaren) Staatsverwal-

tung, etwa Gemeinderäte, Ortsteil- bzw. Ortschaftsräte oder Kreistage, über die ent-

sprechende gemeindliche Angelegenheit bzw. Kreisangelegenheit beraten und selbst 

wiederum entscheiden müssen (§§ 7 Abs. 1, 9 Abs. 1, 10 Abs. 1 

EBBG - Hervorhebung nur hier). Die genannten kommunalen Räte sind rechtlich ge-

zwungen, sich mit der Materie des Einwohnerantrages auseinander zu setzen. Mithin 

sind die Bürger, die diese Räte mittels eines Einwohnerantrages zu einer Entschei-

dung zwingen können, in die Willensbildungsprozesse kommunaler Gremien einbe-

zogen, was dieses Institut des Einwohnerantrages – auch dies übersieht die Mehr-

heit im Übrigen (vgl. S. 56) – grundlegend von einer Petition oder an die Verwaltung 

gerichteter Anträge unterscheidet. 

b. Zu dieser Sichtweise nötigt auch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts. Nach dieser Rechtsprechung wird Staatsgewalt sogar dann ausgeübt wird, 

wenn rechtsverbindliche Akte gesetzt werden, „die nicht unmittelbar verbindliche 

Wirkungen hervorrufen“. Das Staatsvolk ist nach dieser Rechtsprechung an der 

Staatswillensbildung gerade nicht nur dann als beteiligt anzusehen, wenn seiner Äu-

ßerung rechtlich verbindliche Wirkung und entscheidende Bedeutung zukommt 

(BVerfGE 8, 104, 113f. – Hervorhebung nur hier). 

Die Relevanz dieser Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts – und dies tut 

die Mehrheit – hier mit dem Argument zu verneinen, dass es bei dieser Rechtspre-

chung um Fragen der bundesstaatlichen Zuständigkeitsordnung gegangen sei und 

sie nicht auf kommunale Entscheidungsprozesse übertragen werden könne (S. 56), 

mutet mehr als befremdlich an. Denn dem Gericht ging es doch ganz offensichtlich 

und sogar ausdrücklich um eine Interpretation des Art. 20 Abs. 2 GG, also des 

grundlegenden Artikels des Grundgesetzes über die Anforderungen demokratischer 

Legitimation an die – so das Bundesverfassungsgericht wörtlich – „Ausübung der 

vom Volk ausgehenden und unter Umständen auch vom Volk selbst als Staatsorgan 
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wahrgenommenen Staatsgewalt“ (BVerfGE 8, 104, 113 zu Art. 20 Abs. 2 

GG - Hervorhebung nur hier). 

c. Auch die Verweise der Mehrheit auf die Rechtsprechung des Thüringer Verfas-

sungsgerichtshofs zum Bürgerantrag, mit dem ein Teil der Bürgerinnen und Bürger 

dem Thüringer Landtag bestimmte Gegenstände der politischen Willensbildung un-

terbreiten kann, sowie auf die Rechtsprechung des Hamburgischen Verfassungsge-

richts zu entsprechenden Volksinitiativen (S. 55) können die Entscheidung der Mehr-

heit zu dieser Frage nicht begründen. So sagt das Hamburgische Verfassungsgericht 

zu der hier zu entscheidenden Frage gar nichts, sondern es betont lediglich in einem 

ganz anderen Kontext, dass die „staatliche Veranstaltung ‚Gesetzgebung‘“ natürlich 

Ausübung von Staatsgewalt sei (HambVerfG, Urteil vom, 14. Dezember 

2012 - HVerfG 3/10 -, juris Rn. 132), mithin äußert es sich überhaupt nicht zur Frage, 

ob auch ein Bürgerantrag oder eine Volksinitiative eine solche Ausübung darstellt. 

Und was die zitierte Entscheidung des Thüringer Verfassungsgerichtshofs angeht, so 

übersieht die Mehrheit, dass der Gerichtshof in ihr gerade nicht auf die Vorschrift des 

Grundgesetzes rekurriert, also nicht auf Art. 20 Abs. 2 GG, sondern auf die Vorschrif-

ten der Thüringer Verfassung in Art. 83 Abs. 3 und 45 Satz 1, bei deren Auslegung 

der Gerichtshof gewiss freier ist. 

Wenn wie jedoch hier die Mehrheit eines Landesverfassungsgerichts seine Ent-

scheidung auf eine Norm des Grundgesetzes stützt, hat es die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts zu dieser Norm zu würdigen. Wenn ein Landesverfas-

sungsgericht dann von dieser Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ab-

weichen will, so hat es, dies verlangt das Grundgesetz ausdrücklich (Art. 100 Abs. 3 

GG), die Entscheidung eben des Bundesverfassungsgerichts einzuholen. Diese 

Pflicht hat die Mehrheit in gravierender Weise verletzt. 

3. Mit Nachdruck ist ebenfalls der Mehrheit zu widersprechen, sofern sie entschieden 

hat, dass EU-Ausländer nicht nur an Kommunalwahlen, sondern auch an kommuna-

len Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden mitwirken dürfen. 

Die Mehrheit stützt sich bei dieser Entscheidung auf die einschlägige Vorschrift der 

Thüringer Verfassung über die bei Kommunalwahlen zu beachtenden Anforderungen 
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(Art. 95 Satz 1 ThürVerf), die sich zwar nicht explizit über das Recht von EU-

Ausländern äußere, an Abstimmungen und nicht nur an Wahlen teilzunehmen. Diese 

Vorschrift der Thüringer Verfassung sei jedoch mit Blick auf den im Jahre 1992 in 

das Grundgesetz aufgenommen Art. 28 Abs. 1 Satz 3 grundgesetzkonform auszule-

gen, wonach „bei Wahlen in Kreisen und Gemeinden … auch Personen, die die 

Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzen 

nach Maßgabe von Recht der Europäischen Gemeinschaft wahlberechtigt und wähl-

bar“ sind (S. 24, 46). 

Die Mehrheit argumentiert, es sei „unter dem Gesichtspunkt der Systemgerechtig-

keit“ zulässig, wenn der Landesgesetzgeber ausländischen Unionsbürgern die Mit-

wirkung an Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden ermögliche; er vermeide damit 

einen „Wertungswiderspruch“, der nämlich entstünde, wenn dieser Personenkreis 

nicht über Sachfragen des eigenen Wirkungskreises der Kommunen abstimmen dürf-

te, die ansonsten von den unter Beteiligung von Unionsbürgern gewählten Kommu-

nalvertretungen entschieden würden. Es erscheine folglich inkonsequent, eine Auf-

spaltung des kommunalen demokratischen Legitimationssubjekts anzunehmen, je 

nachdem, ob die von den Bürgern herzuleitenden Entscheidungen einerseits von den 

gewählten Vertretungen bzw. Bürgermeistern oder Landräten und ihren Verwaltun-

gen oder andererseits von den Bürgern selbst getroffen würden. 

Die Mehrheit zieht mithin bei ihrer Argumentation die weichen und in ihrer Relevanz 

weitgehend ungesicherten Figuren der Systemgerechtigkeit und des Wertungswider-

spruchs heran, um sich über den klar erkennbaren Willen der verfassungsändernden 

Gewalt hinwegzusetzen. Dieser Wille beschränkte sich nämlich darauf, EU-

Bürgerinnen und -Bürgern allein das Recht einzuräumen, an Wahlen und eben nicht 

auch an Abstimmungen teilzunehmen. Klar erkennbar ist dieser entgegenstehende 

Wille aus den folgenden Gründen. 

a. Die Vorschrift des im Jahre 1992 in das Grundgesetz aufgenommenen Art. 28 

Abs. 1 Satz 3 GG spricht davon, dass Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 

Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzen, bei „Wahlen“ in Kreisen 

und Gemeinden „wahlberechtigt und wählbar“ sind. Von einem Recht, an Abstim-

mungen in direktdemokratischen Verfahren teilzunehmen, ist nicht die Rede. Und es 
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lässt sich gewiss nicht annehmen, dass der verfassungsändernde Gesetzgeber den 

Wortlaut einer Bestimmung des Grundgesetzes als weitgehend belanglose Größe 

verstanden wissen wollte, zumal doch das Grundgesetz selbst verlangt, dass es nur 

durch ein Gesetz geändert werden kann, das seinen „Wortlaut ausdrücklich ändert 

oder ergänzt“ (Art. 79 Abs. 1 Satz 1 GG). 

b. Für die Annahme, dass der verfassungsändernde Gesetzgeber eben gerade nicht 

gedankenlos allein von „Wahlen“ gesprochen, dabei aber auch Abstimmungen in di-

rektdemokratischen Verfahren mitgemeint hat, spricht zudem der systematische Zu-

sammenhang der zitierten Bestimmung mit der fundamentalen Norm des Grundge-

setzes über die Legitimation der von ihm verfassten Staatsgewalt (Art. 20 Abs. 2 

GG). Denn nach dieser Norm wird die Staatsgewalt vom Volk wörtlich „in Wahlen 

und Abstimmungen“ (Hervorhebung nur hier) ausgeübt. Die Annahme, der verfas-

sungsändernde Gesetzgeber habe diese Differenzierung in dieser grundlegenden 

Norm etwa übersehen, wäre lebensfremd. 

c. Der Erkenntnis, dass der verfassungsändernde Gesetzgeber darauf zielte, die 

demokratische Mitwirkungsmöglichkeit von EU-Bürgerinnen und -Bürgern allein für 

Wahlen einzuräumen, lässt sich überdies dann nicht ausweichen, wenn die Entste-

hungsgeschichte der Grundgesetzänderung aus dem Jahre 1992 betrachtet wird. 

aa. Die Einfügung des kommunalen Wahlrechts für EU-Ausländer wurde durch den 

ebenfalls im Jahre 1992 abgeschlossenen Maastrichter-Vertrag über die Europäi-

sche Union veranlasst, der das kommunale Wahlrecht unabhängig von der Staats-

angehörigkeit vorsah (Art. 8b Abs. 1 des Vertrages). Da das Grundgesetz bis dahin 

nur Angehörige des deutschen Volkes als Legitimationssubjekte demokratischer 

Staatsgewalt, auch bezüglich der kommunalen Ebene, kannte, bedurfte es einer Än-

derung des Grundgesetzes, die das Kommunalwahlrecht auch auf EU-Ausländer 

erstreckte. 

Bei der Bestimmung des Maastrichter Vertrages, auf die der verfassungsändernde 

Gesetzgeber reagierte, war indessen wiederum allein die Rede davon, dass jeder 

Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er 

nicht besitzt, ebenfalls in dem Mitgliedstaat, in dem er wiederum seinen Wohnsitz 
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hat, auch das „aktive und passive Wahlrecht“ sollte ausüben können. Anhaltspunkte 

dafür, dass die Mitgliedstaaten, die den Maastrichter Vertrag abgeschlossen haben, 

ebenfalls nur von Wahlen gesprochen, aber dabei auch Abstimmungen mitgemeint 

haben könnten, sind dabei nicht ersichtlich (vgl. dazu Maunz/Scholz, GG, 32. Lfg, 

Oktober 1996, Rn. 41f.). 

bb. Solche Anhaltspunkte lassen sich zudem nicht mit Blick auf den unmittelbaren 

Vorgang der Verfassungsänderung im Jahre 1992 ausmachen – und mehr noch, es 

finden sich sogar deutliche Anhaltspunkte für die gegenteilige Folgerung. Denn im 

Abschlussbericht der Gemeinsamen Verfassungskommission, der der Änderung des 

Grundgesetzes im Jahr 1992 zugrunde lag, ist verzeichnet, dass ein Antrag der SPD 

ausdrücklich darauf gerichtet war, auch EU-Ausländern ein Abstimmungsrecht einzu-

räumen (der Antrag lautete wörtlich: „Bei Wahlen in den Kreisen und Gemeinden 

sind Ausländer, die die dafür im Recht der Europäischen Gemeinschaften genannten 

Voraussetzungen erfüllen oder denen das Landesrecht die Beteiligung im Hinblick 

auf ihren ständigen Wohnsitz im Bundesgebiet gestaltet, wie Deutsche wahlberech-

tigt und wählbar. Für Abstimmungen in den Kreisen und Gemeinden gilt Satz 4 ent-

sprechend“; BT-Drs. 12/6000, S. 141). Dieser Antrag fand jedoch nicht die erforderli-

che Mehrheit (ebd.). Mit anderen Worten: Der verfassungsändernde Gesetzgeber hat 

die hier in diesem Verfahren des Thüringer Verfassungsgerichtshofs zu entscheiden-

de Frage gesehen und sich dann gegen das Abstimmungsrecht von EU-Ausländern 

entschieden. 

d. Bei der Entscheidung der Mehrheit, trotz dieser klaren Indizien für den Willen des 

verfassungsändernden Gesetzgebers – Indizien, die im Übrigen der Bayerische Ver-

fassungsgerichtshof, auf den die Mehrheit verweist (S. 46), ebenfalls wie die ein-

schlägige Literatur (vgl. etwa Dreier, GG, Bd. 2, 2015, Art. 28, Rn 72) letztlich über-

gehen – dennoch ein solches Abstimmungsrecht für verfassungsrechtlich zulässig zu 

erachten, ist schließlich noch ein weiterer Umstand ausgesprochen auffällig und be-

merkenswert. 

Die Mehrheit demonstriert ein beeindruckendes Methodenbewusstsein hinsichtlich 

der Normen, die für die ebenfalls in diesem Verfahren zu klärenden Frage des Min-

derjährigenwahlrechts einschlägig sind. So betont sie die Bedeutung des Wortlauts 
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der fallrelevanten Bestimmung des Grundgesetzes (vgl. S. 29: „hätte es einer aus-

drücklichen Formulierung oder jedenfalls einer Bezugnahmen auf Art. 38 Abs. 2 in 

Art. 28 Abs. 1 GG bedurft“ – Hervorhebung nur hier), argumentiert mit dem systema-

tischen Zusammenhang von Verfassungsnormen (S. 30 in Bezug auf Art. 46 Abs. 2 

und 46 Abs. 1 ThürVerf), verweist auf die Genese von Bestimmungen des Grundge-

setzes (S. 29 in Bezug auf Art. 38 Abs. 2 GG) und wendet sich gegen Techniken ih-

rer erweiternden Auslegung (S. 29: Ausschluss einer analogen Anwendung). 

Ganz anders verfährt die Mehrheit hingegen bei der Prüfung der Frage, ob EU-

Ausländer nicht nur an Wahlen, sondern auch an Abstimmungen teilnehmen dürfen. 

Bei dieser Frage scheint sie sämtliche Regeln der juristischen Methode, die sie bei 

der anderen Frage zu beachten für geboten hielt, gänzlich vergessen zu haben. 

Sie misst weder dem Wortlaut der einschlägigen Vorschrift, noch ihrem systemati-

schen Zusammenhang Bedeutung zu, sie interessiert sich nicht für deren Genese 

und wendet sie erweiternd auf den Fall der Abstimmung an, für dessen Einfügung es 

durchaus gute politische Gründe geben mag – denn warum soll EU-Ausländern kein 

Abstimmungsrecht zustehen, wenn sie doch schon das aktive und passive Wahlrecht 

haben, und, falls sie selbst in eine Körperschaft gewählt werden sollten, ja auch an 

Abstimmungen teilnehmen können. Aber der verfassungsändernde Gesetzgeber der 

Bundesverfassung wollte diesen Fall der Abstimmung gerade nicht erfasst sehen. 

Und über diesen Willen des verfassungsändernden Bundesgesetzgebers setzt sich 

die Mehrheit des Thüringer Verfassungsgerichtshofs in respektloser Weise hinweg. 

III.  

Die Entscheidung der Mehrheit zeichnet sich damit, insgesamt betrachtet, durch eine 

frappierende Geringschätzung verfassungsrechtlicher Dogmatik (in Bezug auf die 

Prüfung der Allgemeinheit der Wahl) und ein beliebig zur Geltung gebrachtes Metho-

denbewusstsein aus (hinsichtlich der Frage des Abstimmungsrechts bei kommunalen 

Bürgerbegehren und -entscheiden). Die Mehrheit lässt nicht erkennen, warum sie in 

dem einen Fall bestimmten Regeln juristischer Methode offenbar glaubt folgen zu 

müssen und in dem anderen Fall jedoch meint, davon absehen zu dürfen. 
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Angesichts des gegenwärtig allenthalben zu beobachtenden Akzeptanz- und Ver-

trauensverlusts gegenüber den Institutionen des demokratischen Rechtsstaates, der 

mitunter sogar bis zur offenen Ablehnung reicht (vgl. zu dieser Problematik etwa 

Präsident des Bundesverfassungsgerichts Andreas Vosskuhle, Ein Populist ist ein 

Gegner der Demokratie, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22. November 

2017, S. 8; Bundesjustizministerin Katarina Barley, Der Respekt vor dem Staat 

nimmt weiter ab, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22. August 2018, S. 2; Prä-

sident des Bundesverwaltungsgerichts Klaus Rennert, Gerichte haben eigentlich kei-

nen pädagogischen Auftrag, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 4. September 

2018, S. 2), steht daher die Frage im Raum, ob die Mehrheit dieser Entwicklung mit 

ihrem beliebig praktizierten und im Ergebnis zu einer unbegrenzten Rechtsanwen-

dung führenden Methodenverständnis nicht weiter Vorschub geleistet hat. 

Erfurt, den 25. September 2018 

Prof. Dr. Manfred Baldus 


